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Armutsmessung mit Online-Tool
Die World Poverty Clock zeigt, wie viele Menschen 
weltweit der Armut entkommen. Homi Kharas, 
Berater des World Data Lab, das das Online-Tool 
entwickelt hat, stellt es vor.	 �S EITE 23

Global denken, global handeln
Die Millennium Development Goals haben zu 
einem Paradigmenwechsel in der internationalen 
Zusammenarbeit geführt.  Das erläutert Belay 
Begashaw vom afrikanischen Sustainable-Deve-
lopment-Goals-Zentrum in Kigali. �S EITE 24

Fortschritte im Gesundheitsbereich
Botswana hat erfolgreich Malaria bekämpft, 
schreibt der Journalist Meekaeel Siphambili. Seit 
der Einführung des Expanded Programme on 
Immunization 1974 gibt es in Afrika deutlich 
weniger Krankheiten. Benjamin M. Kagina et al. 
von der Universität Kapstadt beschreiben die 
Lage. In jüngster Zeit gelingt auch der Kampf 
gegen Ebola besser, wie Hans Dembowski von 
E+Z/D+C kommentiert.	 �S EITEN 27, 28, 30

Weltbevölkerung wächst langsamer
Überbevölkerung ist ein ernstes Thema, aber 
weniger bedrohlich, als früher prognostiziert. 
Alisa Kaps vom Berlin-Institut für Bevölkerung 
und Entwicklung beurteilt die Trends. �S EITE 31

Halbvolle Gläser 
In Subsahara-Afrika sind Alphabetisierung und 
Zugang zum Internet besser geworden. Trotzdem 
ist noch viel zu tun, schreibt der kenianische 
Medienexperte  Alphonce Shiundu. Senegal hat 
freie Wahlen, aber laut Journalist Assane Diagne 
keine wirksame Gewaltenteilung. �S EITEN 33, 34

Erfolge sichtbar machen
Spender wollen etwas bewirken. Hilfsorganisatio-
nen müssen daher nicht nur Not, sondern auch 
Erfolge sichtbar machen, schreibt Esther Dopheide 
von der Christoffel-Blindenmission. �S EITE 35

Beitrag zu strategischer Debatte
Imme Scholz vom Deutschen Institut für Entwick-
lungspolitik war an der Delphi-Studie des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung beteiligt. Im Interview spricht 
sie über deren Bedeutung.	 �S EITE 36

Schwerpunkt

Entwicklungserfolge

Titel: Krankenhaus in Kongo Brazzaville.   

Foto: Heine/Imagebroker/Lineair 
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a Unterschiedliche Erfahrungen mit IWF
Argentinien und Brasilien ähneln sich in vieler 
Hinsicht, aber ihre Erfahrungen mit dem Interna-
tionalen Währungsfonds sind grundverschieden. 
Jorge Saborido von der Universität Buenos Aires 
und Carlos Albuquerque von der Deutschen Welle 
schildern sie.  �Sei ten 19, 21

Entwicklungsdienst als Lernort
Entwicklungshelfer erwerben bei ihren Einsätzen 
neue Kompetenzen. Eine Studie untersucht, wie 
der Entwicklungsdienst als Lernort noch motivie-
render und wirksamer gestaltet werden kann. Die 
Ergebnisse stellen Gabi Waibel von der Arbeitsge-
meinschaft der Entwicklungsdienste (AGdD) und 
der Berater und Autor Lutz Schrader vor. �Seite 17

Unerfüllte Hoffnung
Die Menschen in Simbabwe knüpften große Hoff-
nung in die ersten Präsidentschaftswahlen, seit 
die Ära Robert Mugabe zu Ende gegangen ist. Der 
Wunsch nach politischer Freiheit und ökono-
mischem Aufschwung ist groß. Ob sich diese 
Hoffnungen mit dem neuen Präsidenten Emerson 
Mnangag erfüllen, ist zweifelhaft. Die Polizei 
schlug Proteste nach der Wahl gewaltsam nieder, 
berichtet Journalist Jeffrey Moyo. �Sei te 14

Die Hälfte der heute in Japan geborenen Kinder wird vermutlich ihren 100. 
Geburtstag erleben, wie die Financial Times im August berichtete. Die Re-
gierung in Tokio hat deshalb Strategien erarbeitet, um Chancen zu ergreifen 
und Risiken abzumelden. Offensichtlich werden soziale Sicherungssysteme – 
besonders Renten-und Krankenkassen – auf die Probe gestellt, aber auf der 
Habenseite steht, dass die Menschen wahrscheinlich länger fit und gesund 
bleiben. Sie werden in ihrem sozialen Umfeld, im öffentlichen Leben und der 
Verfolgung beruflicher Ziele länger aktiv sein.

Weltweit ist die Lebenserwartung dramatisch gestiegen. Einer Daumen-
regel zufolge werden Menschen heute 20 Jahre älter werden als vor zwei Gene-
rationen. Das liegt am breiter gewordenen Wohlstand. Die meisten Menschen 
sind heute besser ernährt, höher gebildet und gesundheitlich besser versorgt.

In reichen Ländern halten Menschen globale Entwicklungen tendenzi-
ell für bedrohlich, tatsächlich weisen aber viele Indikatoren auf gewaltigen 
Fortschritt hin. 1970 lebte etwa ein Drittel der Menschheit in bitterer Armut, 
aber heute beträgt der Anteil nicht ganz zehn Prozent. Zugleich hat sich die 
Weltbevölkerung auf rund 7,6 Milliarden mehr als verdoppelt. Das Bevölke-
rungswachstum hat sich derweil deutlich verlangsamt und dürfte in der zwei-
ten Hälfte dieses Jahrhunderts den Scheitelpunkt erreichen.

Eine friedliche Erde mit 10 Millionen Menschen, von denen niemand 
Hunger leidet, ist keine wilde Fantasie, sondern eine realistische Vision. Die 
Nachhaltigkeits-Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals – SDGs) 
sind die UN-Agenda zu ihrer Verwirklichung. 

Dass etwas möglich ist, bedeutet jedoch nicht, dass es geschieht. Um 
weiteren Fortschritt zu erreichen, müssen wir wissen, was schon geschafft 
wurde und wie das möglich war. Offensichtlich waren Welthandel, technischer 
Fortschritt und offene, faktenorientierte Debatte nützlich. Es ist eigenartig, 
dass das nicht generell gefeiert wird. Noch irritierender ist, dass selbst in Ent-
wicklungskreisen der Begriff „Fortschritt“ oft gemieden wird. Ja, er hat einen 
Beiklang westlicher Arroganz und westlicher Machtansprüche. Die Kolonial-
mächte, die die Philosophie der Aufklärung hervorbrachten, agierten zugleich 
rassistisch, ausbeuterisch und gewalttätig. Diese historische Last bedeutet 
aber nicht, dass die Einsichten der Aufklärung falsch wären. Es wäre gut, an-
zuerkennen, dass die SDGs auf Fortschritt ausgerichtet sind und auf univer-
sellen – und eben nicht nur westlichen – Menschenrechten beruhen.

Weiterer Fortschritt ist nötig, aber nicht garantiert. Die SDGs sind exis-
tenziell wichtig. Es würde gewaltiges Leid auslösen, wenn wir uns von Aufga-
ben wie Klimaschutz, Armutsbekämpfung oder Weltfrieden abwendeten. Kei-
ne Nation könnte sich von den negativen Folgen abschirmen. Internationale 
Kooperation ist nicht etwas Schönes, dass wir uns leisten können, solange wir 
keine ernsteren Probleme haben. Internationale Kooperation ist nötig, um zu 
verhindern, dass bestehende Probleme nicht noch größer werden.

US-Präsident Donald Trump ist kein gutes Vorbild. Nullsummen-Den-
ken, Nationalismus und Ablehnung multilateraler Abkommen führen in die 
Katastrophe. Spott über Experten und empirische Wahrheit werden 10 Milli-
arden Menschen nicht helfen, friedlich auf diesem Planeten zu leben. Die 
SDGs dagegen bieten nicht nur in Japan, sondern überall die Aussicht auf län-
gere und erfüllte Menschenleben.

unser standpunkt

Länger und erfüllt leben 
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Klimawandel

Teufelskreis am Tschadsee

In der Tschadsee-Region schwelen Konflikte, 
die durch den Klimawandel weiter verschärft 
werden. Ein Teufelskreis – denn diese Kon-
flikte hindern die Bevölkerung wiederum 
daran, auf den Klimawandel zu reagieren. 
Das Forschungsinstitut adelphi macht diese 
Zusammenhänge in einer Studie deutlich 
und sucht nach Lösungsstrategien.

Von Lea Diehl

Unter Leitung von adelphi führt die Grup-
pe der sieben bedeutendsten Industrie
nationen der westlichen Welt (G7) derzeit 
eine Risikoanalyse in der Tschadsee-Region 
in Kamerun, Tschad, Niger und Nigeria 
durch. Mithilfe der Analyse sollen die Aus-
wirkungen des Klimawandels auf die Le-
bensgrundlagen sowie dessen Einfluss auf 
Sicherheitsrisiken und die Widerstandsfä-
higkeit der Bevölkerung festgestellt werden. 
Nun liegt ein aktueller Zwischenbericht zur 
Lage in der Region vor, der den Klimawan-
del als Multiplikator bestehender Risiken 
und Spannungen sieht. Die Autoren mei-
nen, dass er in Zukunft enormen Einfluss 
auf die Stabilität von Staaten und Gesell-
schaften nehmen kann.

Der Klimawandel rufe die Konflikte 
in der Tschadsee-Region zwar nicht un-

mittelbar hervor, verschärfe aber beste-
hende, heißt es in dem Bericht. Außer-
dem würden nachhaltige Entwicklung 
und Friedensbildungsprozesse zusätzlich 
erschwert. Allerdings seien die Rolle des 
Klimawandels in der Region und die politi-
schen Zusammenhänge noch nicht ausrei-
chend erforscht.

Das will die Risikoanalyse ändern. Ziel 
ist es, gemeinsam mit Akteuren vor Ort Mög-
lichkeiten zur Stärkung der Widerstandsfä-
higkeit in der Bevölkerung zu erforschen. 
Außerdem sollen Handlungsempfehlungen 
für außenpolitische Entscheidungsträger 
gefunden werden, wie mit Klima-Fragili-
täts-Risiken angemessen umzugehen ist. 
Die Autoren wollen außerdem sicherstellen, 
dass die humanitäre und offizielle Entwick-
lungshilfe (official development assistance 
– ODA) so adressiert wird, dass sie sowohl 
kurz- als auch langfristig angemessen auf 
die Auswirkungen des Klimawandels in der 
Region reagieren kann.

Sicherheitsrisiken

Die Region am Südrand der Sahara ist von 
Armut, niedrigem Bildungsstand und 
schwacher sozioökonomischer Entwick-
lung geprägt. Mehr als sieben Millionen 

Menschen litten der UN-Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation (FAO) zufol-
ge im vergangenen Jahr unter einer unzu-
reichenden Nahrungsmittelversorgung. In 
Folge jahrzehntelanger politischer Margina-
lisierung hat die Bevölkerung das Vertrauen 
in die Regierung verloren. Viele können sich 
mit politischen Institutionen nicht identifi-
zieren.

All das hat dazu geführt, dass be-
waffnete Oppositionsgruppen wie die isla-
mistische Boko Haram in der Region stark 
wurden und Anhänger rekrutieren konnten, 
zunächst in Nigeria, später auch über die 
Landesgrenzen hinweg. Gruppen wie die 
Boko Haram gefährdeten die Sicherheit der 
Region enorm. Sie terrorisieren die Bevöl-
kerung durch Vergewaltigungen und syste-
matische Exekutierungen. Ihnen gegenüber 
stehen militante Bürgerwehrgruppen, die 
sich zur Selbstverteidigung gebildet haben. 
Konflikte zwischen dem nigerianischen 
Staat, Bürgerwehrgruppen und Oppositi-
onsgruppen verschlimmerten die Span-
nungen weiter, so der Bericht.

Die Sicherheitslage hat starke Auswir-
kung auf die Resilienz der Bevölkerung. Der 
Terror sowie die Kontrolle über Ressourcen 
führen zu Flucht und Vertreibung, sowohl 
innerhalb der Länder als auch über die Lan-
desgrenzen hinaus, erklären die Autoren. 
Durch die Fluchtbewegungen entstünden 
neue Konflikte und ein Wettbewerb um Res-
sourcen – zwischen Geflüchteten und der 
lokalen Bevölkerung.

Die bestehenden Konflikte tragen dazu 
bei, dass die Bevölkerung die Herausforde-
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Ein Fischer und sein Sohn auf dem Tschadsee im Tschad. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/lea-diehl
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rungen durch den Klimawandel in der Region 
nicht bewältigt kann, heißt es in dem Bericht. 
Der Klimawandel erschwere die Verfügbar-
keit natürlicher Ressourcen. Hinzu komme, 
dass der Zugang zu Ressourcen durch die 
Konfliktparteien kontrolliert werde.

Gruppen wie Boko Haram kontrollie-
ren Territorien und schwächten die Ökono-
mie in der Region. Sie zerstören die Ernte 
und die Infrastruktur wie Straßen, was es 
den Händlern unmöglich macht, ihre Wa-
ren zu transportieren. Dies hat verheerende 
Folgen für die Lebensmittelsicherung in der 
Region, wo 80 bis 90 Prozent der Bevölke-
rung von Landwirtschaft, Fischerei und 
Viehzucht leben. Diese Branchen leiden 
zusätzlich stark unter den Klimaverände-
rungen, so der Bericht.

Extreme Veränderung

Der Klimawandel hat dazu geführt, dass 
sich das Tschadbecken flächenmäßig ex-
trem verändert hat. Der Wasserstand des 
Sees ist immer schwerer vorherzusehen, 

das Klima schwankt sehr und die Nieder-
schläge variieren stark. Das Tschadsee-
Becken konstituiert sich aus acht Prozent 
des afrikanischen Kontinentes und um-
fasst dabei verschiedenste Klimazonen: 
Wüste im Norden, aber auch feuchte Hit-
ze im Süden. Die Unvorhersehbarkeit der 
Niederschläge stellt die lokale Bevölke-
rung vor große Herausforderungen und 
hat verheerende Folgen für die Nahrungs-
mittelwirtschaft.

Wenn dieser Teufelskreis aus Klima-
wandel und Konflikten nicht unterbrochen 
wird, wird sich die aktuelle Krise verstärken 
und die Region weiter in Instabilität zerfal-
len. Die Autoren raten, für zukünftige Lö-
sungen vier Aspekte zu berücksichtigen:

●● Bewaffnete Gruppen besitzen eine 
hohe Anpassungsfähigkeit. Sie erweisen 
sich als äußerst widerstandsfähig und ent-
wickeln Strategien, um auf Veränderung zu 
reagieren.

●● Es haben sich zahlreiche Selbstver-
teidigungsarmeen als Reaktion gegen die 
bewaffneten Gruppen gebildet. Ihre zu-

künftige Rolle innerhalb der Konflikte und 
in Bezug auf Stabilität ist noch sehr unklar 
– so wie die Frage, ob sie sich später wieder 
demobilisieren lassen, wenn die Gefahr der 
bewaffneten Gruppen geringer ist.

●● Es gibt eine zunehmende Urbanisie-
rung und Umsiedlungsprozesse, die ge-
meistert werden müssen. Dies beinhaltet 
die Herausforderung, nachhaltige Lebens-
räume für die Menschen in den Städten zu 
schaffen sowie Geflüchteten eine Rück-
kehr in ursprüngliche Gebiete zu ermög-
lichen.

●● Außerdem sei es wichtig, humanitäre 
Hilfe und ODA transparent und langzeit-
orientiert zu gestalten. Dabei müssten vor 
allem die Ursachen der Krise in den Blick 
genommen werden.

Link

Chitra Nagarajan et. al.: Climate-Fragility 

Profile: Lake Chad Basin

https://www.adelphi.de/de/system/files/

mediathek/bilder/Lake%20Chad%20Climate-

Fragility%20Profile%20-%20adelphi.pdf

X +

   www.facebook.com/development.and.cooperation

Werden Sie  
unser Fan auf 
Facebook!

https://www.facebook.com/development.and.cooperation
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Fehlendes Vertrauen

Janani Vivekananda im Inter-
view mit Lea Diehl

Was sind die größten Gewaltri-
siken in der Tschadsee-Region?
Ressourcenverknappung, un-
sichere Lebensgrundlagen und 
extreme Armut führten dazu, 
dass sich Spannungen zwi-
schen und innerhalb der Grup-
pen von Viehhaltern, Landwir-
ten und Fischern in der Region 
verstärkten – oft bis hin zu 
Gewalt. Innerhalb der Gesell-
schaft und auch in Familien 
beobachten wir zunehmend 
Spannungen. Auch Zwangs-
heiraten haben in der Region 
zugenommen. Fernerhin wird 
Gewalt zwischen den Genera-
tionen sichtbar: Wenn junge 
Männer kein Geld und keine 
Jobs haben, machen sie die äl-
tere Generation für diese und 
andere Probleme verantwort-
lich – und umgekehrt. Auch 
ethnische Konflikte treten ver-
mehrt auf, sowohl innerhalb als 
auch zwischen verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen. Hinzu 
kommen Konflikte zwischen 
der lokalen Bevölkerung und 
der Regierung: Die Bevölke-
rung erfährt, dass die Regie-
rung sie nicht ausreichend vor 
bewaffneten Gruppen wie Boko 
Haram schützen kann.

Wie hängt der Klimawandel mit 
diesen Problemen zusammen?
Zunehmend unsichere Le-
bensgrundlagen und soziale 
Spannungen sind eng mit Kon-
flikten und schwankendem 
Wetter verbunden. Bereits be-
vor Boko Haram in der Region 
stark wurde, nahmen Wetter-
schwankungen zu. Aber mit 
Ausnahme einzelner Gruppen 
– wie zum Beispiel Hirten – war 

die Bevölkerung zuvor besser 
in der Lage, sich anzupassen 
und mit Veränderungen umzu-
gehen. Nichtsdestotrotz haben 
Wetterbedingungen – nämlich 
unkalkulierbare Regenfälle – 
dazu geführt, dass einige Me-
thoden der Existenzsicherung 
unrentabel geworden sind und 
sich Möglichkeiten dadurch 
verringerten. Die Menschen in 
der Region haben schon immer 
versucht, sich mit unterschied-
lichen Lösungen auf Umwelt-
bedingungen einzustellen und 
ihre Lebensgrundlage weiter-
hin zu sichern. Aber durch den 
Konflikt und den Klimawandel 
sind sie dazu nicht länger in 
der Lage. Zum Beispiel gibt es 
Fischer, die gerne auf Land-
wirtschaft umsteigen würden. 
Aber das können sie nicht, 
wenn Boko Haram oder staat-
liche Sicherheitskräfte den Zu-
gang zum Agrarland einschrän-
ken. Durch den Klimawandel 
und den Konflikt nimmt der 
Kampf um natürliche Ressour-
cen zu und Lebensgrundlagen 
werden unsicherer. Eine de-
struktive Bewältigungsstra-
tegie ist die Abholzung zum 
Holzkohleverkauf. Dieser As-
pekt wird oft übersehen, hängt 
mit dem Klimawandel jedoch 
eng zusammen. Interviews 
mit ehemaligen Boko-Haram-
Kämpfern geben Hinweise da-
rauf, dass die Gefährdung von 
Lebensgrundlagen letztlich 
dazu beiträgt, sich bewaffneten 
Gruppen wie Boko Haram an-
zuschließen.

Was kann getan werden, um 
diese Risiken zu reduzieren?
Um Lösungen zu finden, müs-
sen wir nach den Ursachen 
suchen. Derzeit gibt es viel hu-

manitäre Unterstützung. Na-
türlich brauchen die Menschen 
Nahrung und Unterbringung. 
Aber es genügt nicht, sich nur 
kurzfristig darauf zu konzen-
trieren, den Alltagsbedarf zu 
decken. Wenn der Klimawan-
del und die Unsicherheiten in 
der Region nicht angegangen 
werden, verschlimmern sich 
die Probleme weiter. Dabei ist 
es auch wichtig, die historische 
Marginalisierung in der Regi-
on nicht außer Acht zu lassen. 
Die Menschen dort werden 
politisch vernachlässigt, lokale 
Gemeinschaften werden seit 
langem ausgeschlossen. Die 
Grundversorgung der Men-
schen muss gewährleistet wer-
den und sie brauchen einen 
klimagerechten Lebensraum. 
Gleichzeitig müssen die Men-
schen erfahren, dass sie ein 
Mitspracherecht haben und zur 
Gesellschaft dazugehören.

Was sind Aufgaben der Zivilge-
sellschaft und der internationa-
len Gemeinschaft?
Auf lokaler Ebene wird bereits 
viel gute Arbeit getan. Viele 
Gruppen machen sich für Men-
schenrechte stark und setzen 
sich für Agrarwirtschaft und 
Lebensmittelsicherheit ein. Die 
große Herausforderung ist der 

Mangel an Informationen darü-
ber, wie verschiedene Risiken in 
der Region zusammenwirken. 
Lokale Gemeinschaften brau-
chen Möglichkeiten und verläss-
liche Beratung, um auf den Kli-
mawandel adäquat zu reagieren. 
Es ist zu wiederholen, dass ihre 
Lebensgrundlagen klimasicher 
gemacht werden müssen. Aufga-
be der internationalen Gemein-
schaft ist es, sicherzustellen, 

●● dass regelmäßige Klima-
risikogutachten vorgenommen 
werden und

●● dass darauf auch Akti-
onen folgen.

Abgesehen von der adel-
phi-Studie sind die Klima- und 
Fragilitätsrisiken der Region 
nicht ausreichend erforscht. 
Geldgeber sollten sicherstellen, 
dass die Menschen sich den 
Herausforderungen stellen kön-
nen. Hierzu werden auch insti-
tutionelle Kapazitäten und lo-
kale Führungskräfte gebraucht.

Janani 

VivEkananda 

ist Senior 

Advisor bei 

adelphi, einem 

unabhängigen Thinktank aus 

Berlin.  

vivekananda@adelphi.de

Niger

Tschad

nigeria

Kamerun

Tschadsee

https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3516
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3516
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3516
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3516
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3516
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3516
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3516
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Vernachlässigte Tropenkrankheiten

Vergessene Patienten

Laut der Weltgesundheitsorganisation (World 
Health Organization – WHO) sind 1,5 Milliar-
den Menschen weltweit von vernachlässig
ten Tropenkrankheiten wie Schistosomiasis 
oder Afrikanischer Trypanosomiasis betrof-
fen. Medikamente sind nur ein Teil der 
Lösung.

Von Monika Hellstern

240 Millionen Menschen weltweit leiden 
unter Schistosomiasis, auch Bilharziose ge-
nannt, einer von parasitären Würmern ver-
ursachten Krankheit. Laut WHO leben mehr 
als 700 Millionen Menschen in Gegenden, in 
denen sie endemisch ist. Die Krankheit wird 
durch kontaminiertes Wasser verbreitet.

Eine Behandlung mit Tabletten tötet 
den Wurm. Für Kinder unter sechs Jahren 
sind diese allerdings nicht zugelassen. Jutta 
Reinhard-Rupp, Leiterin des Global Health 
Instituts beim deutschen Pharmakonzern 
Merck, ist Teil eines Konsortiums, das der-
zeit eine neue Rezeptur des Medikaments 
Praziquantel entwickelt. Diese kleinere und 
besser schmeckende Tablette wäre für Kin-
der angenehmer und würde mehr genom-
men.

Leider badeten viele der behandelten 
Patienten später wieder in kontaminiertem 
Wasser, sagt Reinhard-Rupp und fügt hinzu: 
„Medikamente allein reichen nicht aus. Wir 
müssen auch in Bewusstseinsbildung und 
Prävention investieren.“

Vernachlässigte Krankheiten wer-
den durch Viren, Bakterien, Protozoen und 
parasitäre Würmer verursacht und betref-
fen vor allem arme Menschen in Afrika, 
Asien und Amerika (siehe D+C/E+Z e-Pa-
per 2018/03, S. 28). Krankheiten in reichen 
Ländern erhalten mehr Aufmerksamkeit. 
Lange hatte der Kampf gegen HIV/Aids, Tu-
berkulose und Malaria Priorität für die UN. 
Entsprechend gab es kaum Mittel für die Er-
forschung und Prävention vernachlässigter 
Krankheiten. Für sie waren zwischen 2000 
und 2011 nur vier Prozent der 850 weltweit 
neu zugelassenen Medikamente bestimmt.

Gemeinnützige Organisationen wie 
die Drugs for Neglected Diseases initiative 

(DNDi) versuchen, diese Lücke zu schlie-
ßen. DNDi entwickelt mit der Unterstützung 
von Gebern neue Medikamente. Zusammen 
mit dem Pharmariesen Sanofi arbeitet DNDi 
an einer Behandlung der Afrikanischen 
Trypanosomiasis oder „Schlafkrankheit“. 
Ein neues Medikament wurde getestet und 
wird derzeit von der Europäischen Arznei-

mittelagentur geprüft. „Wir glauben, dass 
es zur Beseitigung der Krankheit beitragen 
wird“, sagt Graeme Bilbe, Direktor für For-
schung und Entwicklung bei DNDi. „Wenn 
wir uns ambitionierte Ziele setzen und Re-
gierungen, Forscher, Pharmaunternehmen 
und Generikahersteller zusammenbringen, 
können wir Großes schaffen.“

Für Thomas Gebauer, Leiter der in-
ternationalen Nichtregierungsorganisation 
medico international, sind gewerbliche 
Schutz- und Urheberrechte Teil des Pro-
blems: „Das Patentsystem ermöglicht es 
Pharmaunternehmen, die Preise zu erhö-
hen und sich auf zahlungskräftige Patienten 
zu konzentrieren.“ Dabei wird die Innova
tion in anderen Bereichen gedämpft. „Wett-
bewerber versuchen, sich durch Patente auf 
leicht veränderte Versionen bestehender 
Medikamente Zugang zu lukrativen Märk-
ten zu verschaffen.“ Laut Gebauer bringen 
50 Prozent der neu entwickelten Medika-
mente keine Verbesserungen. Er fordert  
einen öffentlich finanzierten Forschungs-

pool. Zudem kann zivilgesellschaftlicher 
Druck helfen. Erst durch solches Engage-
ment seien antiretrovirale Aids-Behand-
lungen in Entwicklungsländern bezahlbar 
geworden, so Gebauer.

Medikamente sind nur ein Teil der 
Lösung. „Vernachlässigte Krankheiten sind 
vernachlässigte Patienten“, sagte Franz von 
Roenne, GIZ-Experte für globale Gesund-
heit, bei einer Veranstaltung von GIZ, hr-
info und Frankfurter Rundschau im August. 
Schlechte Infrastruktur, Misswirtschaft und 
Korruption hindern viele Menschen am Zu-
gang zu Tabletten. Mit Unterstützung der 
GIZ hat Kamerun regionale Fonds zur Ge-

sundheitsförderung eingerichtet. Sie bin-
den Gemeindevertreter in ländlichen Ge-
bieten ein. Damit konnte die Verteilung von 
Arzneimitteln dezentralisiert werden.

Letztlich sind soziale Faktoren ent-
scheidend. Angemessener Wohnraum, 
sauberes Wasser und sanitäre Einrich-
tungen, nährstoffreiche Lebensmittel, Ar-
beitsbedingungen, Bildung und andere 
Faktoren beeinflussen die Gesundheit in 
hohem Maße. Dies erfordert einen inte
grierten, sektorübergreifenden Ansatz, der 
zur Verbesserung der Gesundheitsversor-
gung beitragen würde. Nicht-übertragbare 
Krankheiten wie Diabetes, Herz-Kreislauf-
Erkrankungen und Adipositas entwickeln 
sich in Entwicklungsländern zunehmend 
zu einem Problem (siehe auch Printausgabe 
2018/03-04 sowie Online-Dossier zu nicht-
übertragbaren Krankheiten).

Link

Drugs for Neglected Diseases (DNDi):

https://www.dndi.org Fo
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https://www.dandc.eu/de/contributors/monika-hellstern
https://www.dandc.eu/de/briefings/chronische-krankheiten-patientenzahl-waechst-schwellen-und-entwicklungslaendern-schnell
https://www.dandc.eu/de/briefings/chronische-krankheiten-patientenzahl-waechst-schwellen-und-entwicklungslaendern-schnell
https://www.dandc.eu/de/briefings/chronische-krankheiten-patientenzahl-waechst-schwellen-und-entwicklungslaendern-schnell
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Perspektiven

Krieg und Chaos in Nahost

Im Westen gilt die Zeit seit dem Ende des 
Kalten Krieges als eine der friedlichsten in 
der Geschichte. Der deutsch-syrische Jour-
nalist Aktham Suliman nimmt in seinem 
kürzlich erschienenen Buch „Krieg und 
Chaos in Nahost – eine arabische Sicht“ eine 
andere Perspektive ein. Ihm zufolge brachte 
das vergangene Vierteljahrhundert dem 
Nahen und Mittleren Osten Krieg und Chaos.

Von Dagmar Wolf

In den Augen des ehemaligen Al-Dschasira-
Korrespondenten Suliman brach Anfang der 
1990er Jahre mit dem sogenannten „Zweiten 
Golfkrieg“ der „Dritte Weltkrieg“ aus. Doch 
anders als beim Ersten und Zweiten Welt-
krieg sei diesmal der Krisenherd Naher und 
Mittlerer Osten Haupt- und nicht Neben-
schauplatz. Daher sei dieser Weltkrieg für 
viele im Westen nicht als solcher sichtbar. 
Erschwerend komme hinzu, dass über län-
gere Zeiträume, aus verschiedenen Anläs-
sen und an verschiedenen Fronten gekämpft 
wurde und noch immer gekämpft wird.

Der Autor zieht eine Verbindungslinie 
zwischen dem Zweiten Golfkrieg, den Angrif-
fen vom 11. September, dem Irak-Krieg, dem 
arabischen Frühling und der Terrorgruppe 
ISIS. Mit dem Zweiten Golfkrieg hätten viele 
spätere Ereignisse zwischen der arabisch- 

islamischen Welt und dem Westen ihren Lauf 
genommen, schreibt Suliman und nennt den 
Krieg im Irak wie auch die Proteste des ara-
bischen Frühlings als Beispiele.

Beim Zweiten Golfkrieg kämpften auf 
Seiten der Anti-Irak-Koalition etwa 700 000 
Soldaten aus über 30 Ländern unter Füh-
rung der USA. Innerhalb weniger Wochen 
hätten angreifende US-Kampfflugzeuge 
eine größere Bombenlast abgeworfen als 
während des gesamten Zweiten Weltkriegs 
und dabei nicht nur Militäreinrichtungen, 
sondern auch Industrieanlagen und zivile 
Infrastruktur wie Elektrizitäts- und Wasser-
versorgungsanlagen und Verkehrswege in 
Schutt und Asche gelegt. Medial wurde dies 
reißerisch in Szene gesetzt durch Live-Über-
tragungen in die Wohnzimmer der Welt.

Der Autor sagt, dass sich angesichts 
dieser „Steinzeitstrategie“ gegenüber dem 
Irak und einer steigenden Zahl ziviler Opfer 
die Sichtweise der arabischen Welt gegen-
über dem Westen verändert habe. Es ver-
breitete sich der Eindruck, dass der Westen 
den Irak zerstört hatte, um der gesamten 
arabischen Welt zu signalisieren, wer das 
Sagen hat, wenn es um die Durchsetzung 
politischer und ökonomischer Interessen in 
der Nahost-Region geht, schreibt Suliman.

Seiner Einschätzung nach verstärkten 
die Reaktionen auf die Terroranschläge vom 

11. September 2001 diese Sichtweise. Denn im 
Westen wurden neben kollektiver Trauer die 
Rufe nach Rache immer lauter, und innerhalb 
kürzester Zeit standen Muslime unter Gene-
ralverdacht. Praktisch über Nacht seien mehr 
als einer Milliarde Menschen auf der Welt – 
Arabern wie Nichtarabern – ihre Staatsbür-
gerschaft aberkannt worden: „Syrer, Ägypter, 
Türken, Pakistaner, Iraner, Senegalesen und 
viele andere mehr mutierten plötzlich in 
den Augen westlicher Medien, Politiker und 
Gesellschaften schlicht und einfach zu Nur-
Muslimen.“ Durch diese plötzliche Ableh-
nung durch den Westen bekam der Islam für 
viele Muslime eine neue, tiefgreifende Iden-
tifikationsfunktion. Die Vorurteile auf beiden 
Seiten schaukelten sich immer höher.

Das vergangene Vierteljahrhundert 
führte nach Ansicht des Autors zur einer ide-
ologischen Neuorientierung: Die arabische 
Linke verlor mit dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion ihre ideologische Rückende-
ckung, und der arabische Nationalismus 
scheiterte mit dem Zweiten Golfkrieg. Su-
liman spricht von dem fast vollständigen 
Fehlen einer Ideologie im Nahen Osten. Dies 
führte seiner Meinung nach zum Erstarken 
einer islamistischen Strömung als Ersatzide-
ologie. Da Wahhabiten, Moslembrüder und 
fundamentalistische Schiiten recht unter-
schiedliche Versionen davon vertreten, kann 
von Kohärenz allerdings keine Rede sein.

Suliman betont, er wolle innerara-
bische Konflikte nicht kleinreden, und es 
gehe ihm auch nicht um die Frage nach 
Schuld oder Fehlern des Westens. Dennoch 
hätte sich die Nahost-Region ohne den Ein-
fluss des Westens nicht so entwickelt, wie 
sie heute sei. Die mediale Visualisierung 
militärischer Auseinandersetzungen und 
die sprachliche Banalisierung kriegerischer 
Gewalt auf westlicher Seite habe Kontra-
Gruppen wie ISIS auf nahöstlicher Seite he-
raufbeschworen, meint der Autor.

Bewusst spricht der Journalist in seinem 
Buch von „einer“ und nicht von „der“ ara-
bischen Sicht, denn er will seine Sicht nicht auf 
die über 400 Millionen Araber übertragen, die 
im Nahen Osten und im Ausland leben. Denn: 
Es gibt immer mehrere Sichtweisen auf ein 
und dieselbe Situation. Entsprechend kämp-
fen in den regionalen Konflikten Islamisten 
unterschiedlicher Prägung gegeneinander.

Buch

Suliman, A., 2017: Krieg und Chaos in Nahost – 

eine arabische Sicht. Frankfurt: Nomen Verlag. Fo
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Der Umgang des 

Westens mit den 

Menschen im Nahen 

Osten ist zutiefst 

entscheidend für die 

Entwicklung in der 

Region: Gefange-

nennahme während 

des Zweiten 

Golfkriegs. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/dagmar-wolf
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Mehr Geld für Entwicklung

Im Jahr 2017 haben die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) und ihre Tochtergesell-
schaft, die Deutsche Investitions- und Ent-
wicklungsgesellschaft (DEG), 9,7 Milliarden 
Euro für neue Entwicklungsprojekte zuge-
sagt.

Von Monika Hellstern

Fast 40 Prozent des Geldes, rund 3,7 Milliar-
den Euro, werden in Subsahara-Afrika, Nord
afrika und im Nahen Osten eingesetzt. Dort 
verzeichnete die Bank das größte Wachstum 
an Zusagen. „Fluchtursachenbekämpfung“ 
und friedensbildende Maßnahmen werden 
zunehmend wichtiger. Schwerpunkte der 
Bank waren im letzten Jahr Frieden und Si-
cherheit, berufliche Bildung und Beschäfti-
gung sowie Klima- und Umweltschutz.

Die Unterstützung von Flüchtlingen 
ist zu einem wichtigen Teil der Arbeit der 
KfW geworden. Derzeit gibt die Bank mehr 
als 3 Milliarden Euro für 117 Projekte mit 
Flüchtlingen in 28 Ländern aus. In einem 
Pressegespräch sprach KfW-Vorstand 
Joachim Nagel über das Flüchtlingsla-
ger Zaatari in Jordanien. Dort leben etwa  
78  000 syrische Flüchtlinge. „Junge Leute 
in diesen Lagern brauchen Arbeit“, sagt er. 
KfW-Projekte unterstützen das Camp mit 
Wasser- und Strominfrastruktur sowie Bil-
dungsprogrammen.

In fragilen Kontexten müssen Geber 
schnell und effizient eine grundlegende 
physische und soziale Infrastruktur bereit-
stellen. Bürokratische Prozesse verlangsa-
men die Umsetzung häufig. Laut Nagel sind 
Gespräche mit dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) im Gange, um effizientere 
Verfahren in Notsituationen zu ermögli-
chen. Er begrüßt, dass die Entwicklungs-
politik in der deutschen Öffentlichkeit an 
Bedeutung gewonnen hat.

Die KfW will bei ihren Projekten im 
Ausland nachhaltig handeln. Mehr als die 
Hälfte der Mittel für Projekte in Entwick-
lungs- und Schwellenländern wurden für 
Klimaschutz und Umweltschutz bereit-
gestellt. „Dieser Anteil ist im Vergleich zu 

anderen Gebern hoch“, sagt Nagel. „Die im 
Jahr 2017 eingegangenen Verpflichtungen 
werden dazu beitragen, die CO2-Emissionen 
um 13,7 Millionen Tonnen zu reduzieren.“

Um die Emissionen noch weiter zu 
senken, will die Bank ihre klimabezogenen 
Projekte weiter ausbauen, zum Beispiel in 
den Bereichen Waldschutz und erneuerbare 
Energien. Darüber hinaus hat die KfW den 
InsuResilience Solutions Fund zur Unter-
stützung der InsuResilience Initiative ge-
gründet, die im vergangenen Jahr auf dem 

UN-Klimagipfel in Bonn eingeleitet wurde. 
Ziel ist es, die Entwicklung innovativer Ver-
sicherungsprodukte zur Versicherung von 
Klimarisiken zu unterstützen. Davon sollen 
400 Millionen arme und schutzbedürftige 
Menschen in Entwicklungsländern profitie-
ren (siehe auch Chinedu Moghalu in E+Z/
D+C e-Paper 2018/07, S. 23).

Nagel ging auf die jüngste Diskussion 
über sexuellen Missbrauch in der Entwick-
lungshilfe ein. „Ich nehme das Thema sehr 
ernst“, betont er. „Wir haben das Problem 
intern untersucht und es gab keine Fälle 

im Zusammenhang mit der KfW.“ Die Bank 
werde mit zusätzlichen Schulungsmaß-
nahmen sicherstellen, dass die Mitarbeiter 
den Verhaltenskodex der KfW einhalten.

Digitale Technologien werden immer 
wichtiger für deutsche Durchführungs-
organisationen. Die DEG unterstützt die 
Entwicklung des Privatsektors in Entwick-
lungs- und Schwellenländern. „2018 wollen 
wir uns noch stärker darauf konzentrieren, 
unsere Partner bei der Umsetzung innova-
tiver Geschäftsmodelle zu unterstützen, 
einschließlich digitaler Technologien, zum 
Beispiel FinTech (Finanztechnologien) oder 
eLearning“, sagt Christiane Laibach, Spre-
cherin der DEG-Geschäftsführung.

Anfang des Jahres investierte die DEG 
4 Millionen Euro in einen Anbieter mobiler 
Bezahlsysteme in Äthiopien. M-BIRR ist, 

ähnlich wie Kenias M-Pesa, ein bargeld-
loser Geldtransfer- und Bezahldienst, mit 
dem Nutzer per Handy bezahlen können. 
Die DEG unterstützt auch deutsche kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) bei In-
vestitionen in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern. Sie haben sogenannte „German 
Desks“ mit Partnerbanken in Nigeria, Kenia, 
Bangladesch, Indonesien und Peru einge-
richtet. Um Investitionen zu erleichtern, 
hilft ein Bankangestellter deutschen KMU 
und ihren lokalen Partnern bei Bankdienst-
leistungen und Finanzierungen. Fo
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Im Zaatari-Flüchtlingslager, Jordanien, kauft ein Mann bargeldlos in einem Supermarkt ein, der 

mit Technik zur Iris-Erkennung arbeitet. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/monika-hellstern
https://www.dandc.eu/de/article/bis-2020-will-die-arc-versicherungen-gegen-klimarisiken-30-afrikanischen-laendern-verkaufen
https://www.dandc.eu/de/article/bis-2020-will-die-arc-versicherungen-gegen-klimarisiken-30-afrikanischen-laendern-verkaufen
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SDG-Finanzierung

Kohlenstoffpreis für nachhaltige 
Entwicklung

Um die Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals – SDGs) zu 
erreichen, sind pro Jahr mehrere Billionen 
Dollar nötig. Viele Entwicklungsländer stellt 
das vor finanzielle Schwierigkeiten. Für sie 
könnte laut einer kürzlich veröffentlichten 
Studie die Besteuerung von Kohlenstoff-
emissionen die Lösung sein. Eine solche 
CO2-Bepreisung würde zwei Herausforde-
rungen zugleich angehen: die globale Erwär-
mung und die Unterversorgung mit öffentli-
chen Gütern.

Von Katja Dombrowski

Viele Entwicklungsländer subventionieren 
fossile Treibstoffe und schaffen damit An-
reize für einen verschwenderischen Um-
gang – was nachhaltige Entwicklung behin-
dert. In manchen Ländern, etwa in Libyen 
und dem Iran, betrugen die Subventionen 
2014 laut der Internationalen Energieagen-
tur fast ein Viertel des Bruttoinlandspro-
dukts.

Ein Team von deutschen Klimawis-
senschaftlern fordert, derartige schädliche 
Subventionen überall auf der Welt zu strei-
chen. Umgekehrt sollten Kohlenstoffemis
sionen mit einer Steuer belegt werden, deren 
Höhe sich an dem Ziel des Pariser Klimaab-
kommens orientiert, die Erderwärmung auf 
unter zwei Grad Celsius zu begrenzen. Laut 

Hauptautor Max Franks und seinen Koau-
toren vom Potsdam-Institut für Klimafol-
genforschung und dem Mercator Institute 
on Global Commons and Climate Change 
würde eine solche Steuerreform in einer 
ganzen Reihe von Ländern ausreichen, um 
einen Großteil der öffentlichen Gelder auf-
zubringen, die für die Implementierung der 
Agenda 2030 notwendig sind: in Vietnam, 
Bangladesch und Pakistan zwischen einem 
Viertel und einem Drittel und in Indien so-
gar 95 Prozent. In manchen Ländern würde 
es sogar schon reichen, die Subventionen zu 
streichen – zum Beispiel in Kap Verde und 
Ägypten.

Bei der dritten UN-Konferenz zur 
Entwicklungsfinanzierung in Addis Abeba 
2015 hat die internationale Gemeinschaft 
beschlossen, jegliche Finanzierungsmög-
lichkeiten für nachhaltige Entwicklung zu 
nutzen. Doch der Addis Ababa Action Agen-
da mangelt es an verbindlichen Zusagen 
(siehe Kommentar von Bernd Bornhorst in 
E+Z/D+C e-Paper 2015/08 S. 43 ). Drei Jahre 
später bestehen noch immer riesige Finan-
zierungslücken. Die neue Studie geht davon 
aus, dass Entwicklungsländer den Hauptteil 
der Kosten für die SDG-Agenda tragen müs-
sen, und schlussfolgert: „Die Mobilisierung 
inländischer Ressourcen, vor allem durch 
erhöhte Steuereinnahmen, wird daher eine 
zentrale Rolle spielen.“

Das UN Sustainability Develop-
ment Solutions Network (SDSN) schätzt, 
dass Länder mit geringem und niedrigem 
mittlerem Einkommen zusammen rund 
1,5 Billionen Dollar pro Jahr brauchen, um 
die SDGs bis 2030 zu erreichen. Inwieweit 
Klima-Abgaben dazu beitragen können, 
diese Mittel zu generieren, hängt von vielen 
Faktoren ab und ist von Land zu Land sehr 
unterschiedlich. Manche Bereiche eignen 
sich besser als andere für Privatinvestiti-
onen. So werden private Unternehmen eher 
zu Verbesserungen der Infrastruktur und 
Ernährungssicherheit beitragen, als die öf-
fentliche Gesundheit oder die Biodiversität 
voranzubringen.

Laut der Studie ist der Bedarf für öf-
fentliche Finanzierung in Ländern mit 
geringem Einkommen besonders hoch. 
Länder wie Myanmar, Äthiopien, Eritrea, 
Burundi, der Tschad und Somalia bieten 
nur wenige Möglichkeiten für privatwirt-
schaftliche SDG-Finanzierung. Dort wäre 
eine CO2-Bepreisung interessant.

Die Autoren räumen ein, dass die vor-
geschlagenen Reformen eine politische He-
rausforderung darstellen. Außerdem stün-
den nicht alle so generierten Mittel für die 
Umsetzung der SDGs zur Verfügung – zum 
Beispiel weil diejenigen, die stark unter ei-
ner CO2-Abgabe leiden würden, Ausgleichs-
zahlungen erhalten müssten.

Die Klimawissenschaftler betonen 
jedoch, dass eine erfolgreich eingeführte 
CO2-Steuer auch positive Nebenwirkungen 
hätte: Sie würde beispielsweise die Effizienz 
des Steuersystems in Ländern mit einem 
großen informellen Sektor erhöhen, da 
Energiesteuern wesentlich schwieriger zu 
umgehen sind als Steuern auf Arbeit oder 
Kapital. Die Autoren sprechen sich für eine 
Entwicklungspolitik aus, die lokales Capa-
citybuilding in den Mittelpunkt stellt, auch 
bei der Steuerverwaltung, und schreiben: 
„Wenn eine solche politische Maßnahme 
auf nationaler Ebene Erfolg hat, wäre eine 
gemeinsame Verpflichtung zur Kohlenstoff-
Bepreisung auch auf internationaler Ebene 
denkbar.“

Quelle

Franks, M. et al., 2018: Mobilizing domestic 

resources for the Agenda 2030 via carbon 

pricing. Nature Sustainability, Vol. 1, July 2018, 

350-357.

https://www.nature.com/articles/s41893-018-
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Anteil des SDG-Finanzierungsbedarfs, 
der durch Subventionsabbau und 
CO2-Bepreisung gedeckt werden kann
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20-60%
> 60%
keine Daten

https://www.dandc.eu/de/contributors/katja-dombrowski
https://www.dandc.eu/de/article/die-un-konferenz-zur-entwicklungsfinanzierung-addis-abeba-war-aus-zivilgesellschaftlicher
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Bedrohte 
Flusspferde
Am Tanganjikasee in Burundi sind 
innerhalb von nur zwei Jahren mehr als 
20 Flusspferde getötet worden. Menschen 
bedrohen den Lebensraum der Tiere und 
sehen sie als Gefahr an.

Der Tanganjikasee ist der zweit-
größte See in Afrika. Burundi teilt ihn 
sich mit Tansania, Sambia und der 
Demokratischen Republik Kongo. In ihm 
leben sehr viele Tierarten, darunter auch 
zwischen 500 und 600 Flusspferde. Doch 
die Menschen besiedeln das Seeufer 
und nehmen den massigen Säugetieren 
dadurch Rückzugsgebiete und Weide-
gründe.

Seit einiger Zeit kommen Fluss-
pferde, die nachts zur Nahrungsauf-
nahme das Wasser verlassen, bis in 
kilometerweit entfernte menschliche 
Siedlungen. Ein großer „Hippo“ wurde 
beispielsweise im vergangenen Novem-
ber in einem Wasserrückhaltebecken 
vor dem staatlichen Rundfunksender 
im Stadtviertel Kabondo der Hauptstadt 
Bujumbura gefunden – und auf Anwei-
sung des Umweltministers erschossen. 
Die Begründung: Das Tier sei verletzt 
gewesen.

Seit 2016 wurden rund 20 Fluss-
pferde getötet. Am Seeufer wurden Grä-
ben ausgehoben, in die die Tiere, wenn 
sie aus dem Wasser kommen, hineinfal-
len. Manche Burundier schätzen auch ihr 
Fleisch.

Nach Ansicht des Umweltwissen-
schaftlers und Universitätsprofessors 
Gaspard Ntakimazi ist es höchste Zeit, die 
Flusspferde zu schützen, die Umweltver-
schmutzung einzudämmen und die Ufer 
des Sees nicht weiter zu besiedeln. Es sei 
sehr wohl möglich, die Tiere aus mensch-
lichen Siedlungen, in denen sie sich in 
Teichen oder anderen Gewässern nieder-
lassen, zurück in den See zu treiben. Man 
müsse ordentlich Lärm machen, sobald 
das Tier das Wasser verlasse, dann flüchte 
es zurück zu seiner Gruppe.

Die Bevölkerung wächst rapide und 
braucht Land. So haben Menschen zum 
Beispiel auch den Fluss Ruzizi besiedelt, 
der in den Tanganjikasee mündet. In dem 
Gebiet legen Fische und Krokodile ihre 
Eier ab, und auch Flusspferde nutzen es 
zur Fortpflanzung.

Samuel Ndayiragije, Leiter des 
staatlichen Umweltschutzamtes (of-
fice burundais pour la protection de 
l’environnement – OBPE), beklagt das 
schlechte Verhältnis zwischen Menschen 
und Wassertieren. Solange sie nicht 
angegriffen würden, seien Flusspferde 
gar nicht so gefährlich, wie die Burundier 
glaubten. Die Menschen müssten lernen, 
mit den bedrohten Tieren klarzukom-
men. Ndayiragije appelliert an die 
Bevölkerung, die Fortpflanzungsgebiete 
und Weidegründe der „Hippos“ nicht zu 
zerstören.

Eine Beachtung der burundischen 
Wasserrichtlinie würde die Probleme 
schon deutlich reduzieren. Sie untersagt, 
das Land im Abstand von 150 Metern 
vom Tanganjikasee und 50 Metern von 
Flüssen und Seen im Norden Burundis 
landwirtschaftlich zu nutzen oder zu be-
bauen. Die Realität sieht anders aus: Das 
Seeufer ist gesäumt von Wohnhäusern 
und Hotels.

Mireille Kanyange 

ist Journalistin und 

Reporterin bei Radio 

Isanganiro in Burundi. 

mika.kanyange@gmail.com
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Regierungswechsel

Extravagante Ikone der 
Vergangenheit

Im traditionellen Shalwar Qameez gekleidet 
und mit einer Gebetskette in der Hand trat 
Pakistans neuer Ministerpräsident Imran 
Khan sein Amt an. Er verspricht Wandel, und 
seine Bewegung für Gerechtigkeit „Pakistan 
Tehreek-e-Insaaf PTI“ überholte in den 
Wahlen letzten Monat die beiden großen Par-
teien. Was der charismatische Führer errei-
chen wird, bleibt abzuwarten.

Von Afshan Subohi

Die Pakistanis sehnen sich nach Frieden und 
Wohlstand – und sie haben die Nase voll 
vom Establishment. In drei Wahlen wählten 
sie drei verschiedene Parteien an die Macht. 
Die Militärregierung endete 2008 mit Pervez 
Musharrafs Rücktritt als Präsident. Kurz vor 
den Wahlen wurde Benazir Bhutto getötet, 
ihre Pakistan People’s Party (PPP) gewann. 
Fünf Jahre später wurde die PPP abgewählt, 
und Nawaz Sharif von der Pakistan Muslim 
League Nawaz (PMLN) wurde Ministerpräsi-
dent. Nun hoffen alle, dass Imran Khan eine 
friedliche und produktive Zukunft bringt, 
was weder PPP noch PMLN gelang. Die PPP 
wird vom Bhutto-Clan dominiert, die PMLN 
von den Sharifs. Beide gelten zu Recht als kor-
rupt. Ob die PTI anders ist, wird sich zeigen.

Khan war einst ein Kricketstar. Unter 
seiner Führung gewann das pakistanische 
Team 1992 die Weltmeisterschaft. Nach 

Ende seiner Karriere entdeckte er die Poli-
tik für sich und machte sich als Philanthrop 
einen Namen. Erst kürzlich bekräftigte der 
frühere Playboy seinen muslimischen Glau-
ben. Ein langjähriger Beobachter bezeich-
net ihn als „extravagante Ikone der Ver-
gangenheit“, die zu einem „einnehmenden 
Politiker“ geworden sei.

In seiner ersten Fernsehansprache 
an die Nation legte Khan den Schwerpunkt 
auf Sparsamkeit und Verantwortlichkeit. Er 
versprach, in einem kleinen Haus mit drei 
Schlafzimmern zu residieren und aus dem 
prunkvollen Ministerpräsidentenhaus in 
Islamabad eine Universität zu machen. Er 
brauche lediglich zwei Hausangestellte – im 
Gegensatz zu den 500 Bediensteten in dem 
luxuriösen Anwesen, das dem Regierungs-
chef zustünde.

70 Minuten sprach er über Themen, 
die die Öffentlichkeit bewegen: Beschäfti-
gung, Bildung, Landwirtschaft, Wasser, Ge-
sundheitswesen und Umwelt. Er erwähnte 
auch die Inflation, den Haushalt und aktu-
elle Defizite – nicht jedoch die kontroversen 
wirtschaftspolitischen Themen. Er sagte 
nicht, ob er den Internationalen Währungs-
fonds (IWF) um Unterstützung bitten will 
oder nicht. Der pakistanische Wechselkurs 
ist rasant gefallen, die Devisen schwinden, 
eine Krise bahnt sich an. Im Wahlkampf 
versprach Khan, einen „Islamischen Wohl-

fahrtsstaat” zu gründen – doch dem Land 
fehlen die Einnahmen für größere Investi
tionen in soziale Leistungen.

Er sprach auch den China-Pakistan 
Economic Corridor an, für den Peking  
enorme Kredite zugesagt hat. Anders als 
seine Vorgänger scheint ihn Chinas Engage-
ment jedoch wenig zu begeistern. Wie er mit 
der Kreditlast umgehen will, sagte er nicht.

Khan kündigte an, die Regierung zu 
verschlanken und zu säubern. Whistleblow-
er im öffentlichen Dienst – besonders bei 
den Steuerbehörden – sollen nicht nur 
rechtlichen Schutz erhalten, sondern auch 
mit Anreizen motiviert werden.

Ein weiterer wichtiger Punkt, den 
Khan nicht ansprach, sind die militanten 
Islamisten, die in den vergangenen zwanzig 
Jahren für den Tod tausender Menschen 
verantwortlich waren. Auch sein außenpo-
litischer Ansatz bleibt vage; mehr als den 
Wunsch nach freundschaftlichen Bezie-
hungen zu allen Nachbarn brachte er nicht 
hervor.

Das Volk ist von den vorhergehende 
nRegierungen enttäuscht und hofft nun 
auf Khan. Doch es gibt auch Zweifel. Ein 
Beobachter meint, die Welt werde unvorher-
sehbarer und beängstigender. Fehlgeleitete 
populistische Stimmungen hätten Narendra 
Modi in Indien und Donald Trump in den 
USA an die Macht gebracht. Er sieht Khan 
als dritte Ecke eines „Trouble-Dreiecks“. 
Dieser Beobachter wählte die PMLN, weil 
die Sharifs sich mit der militärischen Füh-
rung angelegt haben, wohingegen Khans 
Wahlkampf von Militärkreisen unterstützt 
wurde.

Ein Wirtschaftsboss will drei Monate 
abwarten, „ehe er Khan seine volle Unter-
stützung zusagt“. Seine Entscheidung hängt 
davon ab, wie der neue Ministerpräsident 
gegen Korruption vorgeht und das Ge-
schäftsleben fördert. Laut einem Experten 
des privaten Thinktanks Pakistan Business 
Council ist ausschlaggebend, wie die PTI-
Regierung die Probleme mit der Zahlungs-
bilanz in den Griff bekommt. Wenn das ge-
länge, könne die Wirtschaft nachhaltig um 
sieben Prozent jährlich wachsen. Leider ist 
das ein recht großes „Wenn”.

Afshan Subohi 

ist eine pakistanische 

Wirtschaftsjournalistin. 
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Finanzmärkte

Türkischer Abwärtssog

Gemessen am Dollar, hat die türkische Lira 
in diesem Jahr etwa 40 Prozent ihres Werts 
verloren. Das hat mehrere Gründe. Die bei-
den wichtigsten sind die internationale Auf-
wertung des Dollars und steigenden Zinsen 
in den USA. Das große Problem ist, dass die 
türkische Wirtschaft in den vergangenen 
zehn Jahren von billigen Dollarkrediten ange-
feuert wurde.

Von Hans Dembowski

Im Zuge der globalen Finanzkrise von 2008 
haben Anleger aus G7-Ländern viel Geld in 
Schwellenländer umgeleitet. Sie wollten 
höhere Erträge, als in den etablierten Wirt-
schaftsmächten angesichts niedriger Zinsen 
zu erwarten war. Zustrom ausländischen 
Kapitals machte Kredite in der Türkei und 
anderen Schwellenländern besonders billig. 
Der starke Dollar und steigenden Zinsen in 
den USA bedeuten nun, dass dieser Trend 
sich umgekehrt (siehe E+Z/D+C e-Paper 
2018/08, S. 21). Angesichts ähnlicher Pro-
bleme hat die argentinische Regierung be-
reits den Internationalen Währungsfonds 
(IWF) um Unterstützung bitten müssen  
(siehe auch Artikel, S. 19).

Derzeit macht die globale Trendwen-
de der Türkei besonders zu schaffen. Schät-
zungen zufolge braucht das Land einen 
Zustrom von rund 200 Milliarden Dollar im 
Jahr, aber Devisen fließen nun ab. Die Volks-
wirtschaft steckt in einem Sog nach unten. 
Kreditnehmern fällt es zunehmend schwer, 
Dollardarlehen zu bedienen. Entsprechend 
zweifeln ihre Kreditgeber daran, dass sie die 
Erträge bekommen, auf die sie hofften. Je 
weiter die Lira abgewertet wird, desto grö-
ßer sind die Anreize, Kapital aus der Türkei 
abzuziehen, wodurch aber die Schuldenpro-
bleme noch größer werden. Privatunterneh-
men, die Schulden in Dollar bedienen müs-
sen, stehen unter wachsendem Druck.

Der türkische Präsident Recep Tayyip 
Erdogan will diese Dynamik nicht wahr-
haben. Die Türkei bräuchte eine strengere 
Geldpolitik, um die Lira zu stärken und die 
Inflation zu bekämpfen. Stattdessen be-
hauptet Erdogan ohne jeden empirischen 

Beweis, hohe Zinsen führten zu Inflation. 
Historisch ist das Gegenteil richtig. Interna-
tionale Wirtschaftsblätter diskutieren nun, 
wann – aber nicht ob – die Türkei IWF-Geld 
brauchen wird.

Erdogan ist nicht allein für die Pro-
bleme verantwortlich. Finanzkrisen haben 
nicht nur einen Urheber. Wenn Schulden-
lasten untragbar werden, haben Kreditneh-
mer und Kreditgeber dazu beigetragen.

Normalerweise wäre zu erwarten, 
dass alle Regierungen sich bemühen, eine 
Finanzkrise zu begrenzen. Wir leben aber 
nicht in normalen Zeiten. US-Präsident 
Donald Trump will politisch von den ma-

kroökonomischen Problemen der Türkei 
profitieren. Er hat Sanktionen verschärft so-
wie Stahl- und Aluminiumzölle erhöht und 
damit den Verfall der Lira beschleunigt. Er 
will, dass Erdogan einen amerikanischen 
Pastor freilässt, dem Erdogan wiederum 
Verwicklung in den gescheiterten Militär-
putsch vor zwei Jahren vorwirft. Der tür-
kische Präsident lastet nun die Wirtschafts-
krise seines Landes dem amerikanischen 
Amtskollegen an.

Trump hat sie aber nicht verursacht. 
Er verschärft sie nur. Das Weiße Haus hat 
nicht die Macht, internationale Kapital-
ströme umzulenken. Die Kräfte, welche die 

Währungen der Türkei und anderer Schwel-
lenländer nach unten ziehen, sind viel stär-
ker.

Trump spielt mit dem Feuer. Typisch 
für Finanzkrisen ist, dass sie von einem 
Land auf andere übergreifen können, wenn 
deren Lage ähnlich zu sein scheint. Irgend-
wann kann die Zahlungsfähigkeit system-
relevanter Akteure auf dem Spiel stehen, 
und dann könnte das globale Finanzsystem 
einfrieren, wie das 2008 nach der Pleite der 
Investmentbank Lehman Brothers geschah.

Um globale öffentliche Güter zu si-
chern, ist globale Kooperation nötig. Fi-
nanzmarktstabilität ist solch ein globales 
öffentliches Gut. Die Erfahrung lehrt, dass 
internationale Institutionen in solchen Si-
tuationen nicht immer optimal handeln, 
aber sie Krisen durchaus schon in den Griff 
bekommen. Lektionen können gezogen und 
müssen beherzigt werden (siehe E+Z/D+C 
e-Paper 2018/08, S. 23).

Dass Trump von Multilateralismus 
nichts hält, ist bekannt. Allerdings ist auch 
Erdogans Behauptung, er habe Alterna-
tiven zur Kooperation mit den USA, un-
verantwortlich. Es ist sicherlich hilfreich, 
dass Katar ihm kürzlich Investitionen im 
Volumen von 15 Milliarden Dollar in der 
Türkei versprochen hat, aber das reicht für 
eine Trendwende nicht. Vielleicht würde 
auch Russland Erdogan gern helfen; Mos-
kau hat aber selbst Finanzprobleme. Falls 
andere Schwellenländer in den türkischen 
Abwärtssog hineingeraten, gibt es zur mul-
tilateralen Zusammenarbeit nur eine Alter-
native: tiefen Absturz. Fo
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Regierungsführung

Kaum überzeugende 
Imagekorrektur

In Simbabwe bestand die Hoffnung, die 
Wahlen im Juli würden eine neue Ära der 
Offenheit in Innenpolitik, Wirtschaft und 
Außenbeziehungen einleiten. Seit die Sicher-
heitskräfte aber Proteste rabiat unterdrück
ten, fragen sich viele, ob diese Hoffnung 
noch begründet ist.

Von Jeffrey Moyo

Die Wahlen selbst verliefen friedlich. Zum 
ersten Mal stand Robert Mugabe nicht auf 
dem Wahlzettel. Seit dem Sieg im Befrei-
ungskrieg hatte er das Land regiert: als Pre-
mierminister von 1980 bis 1987 und danach 
als Präsident bis 2017. Sein Regime hielt sich 
mit brutaler Repression an der Macht und 
ließ die Wirtschaft verfallen. Er hatte seine 
Partei, die ZANU-PF (Zimbabwe Africa Na-
tional Union – Patriotic Front), lange fest im 
Griff.

Die Partei ist allerdings eng mit der 
Armee verbündet, deren Spitze Mugabes 
Absicht, seine Frau Grace zu seiner Nach-
folgerin zu machen, ablehnte. Ein Militär-
putsch stürzte ihn 2017, und neuer Staats-
chef wurde Emerson Mnangagwa. Er setzte 
Wahlen an, um demokratische Legitimität 
zu erreichen. Er war lange Vizepräsident 
gewesen, und als Mugabe ihn entließ, um 

seine Frau zu berufen, griffen die Generäle 
ein.

Simbabwes andere große Partei ist die 
MDC (Movement for Democratic Change). 
Ihr Spitzenmann war lange der im Winter an 
Krebs verstorbene Morgan Tsvangirai. Inter-
national bekannt wurde er, als er Mugabe 
in der ersten Runde der Präsidentschafts-
wahlen von 2008 schlug. Daraufhin griffen 
ZANU-PF-Schlägertrupps MDC-Anhänger 
an, von denen mehrere starben. Angesichts 
der Gewalt stieg Tsvangirai aus der Endrun-
de aus, so dass Mugabe Präsident blieb. Die 
ZANU-PF hatte im Parlament aber keine 
Mehrheit, und Tsvangirai wurde Premiermi-
nister einer bizarren großen Koalition.

Es gelang Tsvangirai, die galoppie-
rende Inflation in den Griff zu bekommen, 
aber die Wähler rechneten ihm das nicht an. 
In den Präsidentschafts- und Parlaments-
wahlen von 2013 triumphierten Mugabe 
und seine Partei wieder. Ihr autoritäres We-
sen war allgemein bekannt.

Nach Mugabes Sturz versprach  
Mnangagwa dann freie Wahlen. Tatsächlich 
schien Redefreiheit zu gelten, und in den 
Städten gingen die Kandidaten verschie-
dener Parteien freundlich miteinander um. 
Im ländlichen Raum machten aber Armee-
offiziere Druck und forderten, die Leute 

müssten ZANU-PF wählen. Nur wenige 
Dorfbewohner hatten den Mut zu öffent-
lichkeitswirksamem Widerspruch, sodass 
diese Kampagne lange verdeckt blieb. Die 
Strategie des Militärs ging auf: ZANU-PF 
gewann die meisten ländlichen Wahlkreise.

Nach den Wahlen vom 30. Juli wur-
den die Ergebnisse zwei Tage lang nicht 
veröffentlicht. In Harare, der Hauptstadt, 
kritisierten spontane Demonstrationen die 
Wahlkommission. Die Polizei sah sich über-
fordert und wurde umgehend von schwer 
bewaffneten Soldaten unterstützt. Truppen 
schossen scharf; sechs Menschen wurden 
getötet. Obendrein schikanierten Sicher-
heitskräfte Journalisten, die zu einer Presse-
konferenz des MDC-Präsidentschaftskandi-
daten Nelson Chamisa wollten. Es irritierte 
zudem, dass die Vorsitzende der Wahlkom-
mission, Priscilla Chigumba, im Gegensatz 
zu anderen Mitgliedern dieses Gremiums 
öffentlich gar nicht in Erscheinung trat. 
Schnell verbreiteten sich Gerüchte, das 
Wahlergebnis werde gefälscht.

Die Wahlkommission teilte dann mit, 
ZANU-PF habe 145 von 210 Parlamentssit-
zen gewonnen. Dass weiterhin kein Ergebnis 
der Präsidentschaftswahlen genannt wurde, 
nährte das Misstrauen weiter. Schließlich 
meldete sich die Kommissionsvorsitzende 
Chigumba und sagte, Mnangagwa habe ge-
wonnen. Oppositionsführer Chamisa wit-
terte Betrug und wandte sich am 10. August 
an das Verfassungsgericht. Die Wahlkom-
mission spottete sofort, seine Beschwerde 
sei aus formalen Gründen ungültig.

Tatsächlich erkannten die Richter die 
Wahl an und Mnangagwe leistete Ende Au-
gust den Amtseid. Wahrscheinlich werden 
er und seine Partei sich weitere fünf Jahre 
an der Macht halten. Die Leute sind Intrans-
parenz gewöhnt und die Repression nach 
den Wahlen entspricht dem autoritären Mu-
ster der Mugabe-Jahre. Viele hatten gehofft, 
es werde echten Wandel und einen wirt-
schaftlichen Aufschwung geben. Bekannt-
lich hielt die Gebergemeinschaft zu Mugabe 
wegen dessen schlechter Regierungsfüh-
rung Abstand. Mnangagwas Bemühungen 
um eine bessere Reputation überzeugen im 
Licht der aktuellen Ereignisse leider kaum.

Jeffrey Moyo 

ist Journalist und lebt in 

Harare. 
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Recht

Entwicklungspolitische Kontinuität 
durch neues Gesetz

Der Minister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung, Gerd Müller, hat 
angekündigt, ein Investitionsgesetz zur För-
derung der wirtschaftlichen Entwicklung auf 
dem afrikanischen Kontinent auf den Weg zu 
bringen. Es wäre aber sinnvoll, so wie es in 
vielen anderen Ländern der Fall ist, darüber 
hinaus auch ein Gesetz für die gesamte Ent-
wicklungspolitik zu haben. Es könnte in poli-
tisch unruhigen Zeiten für Kontinuität sor-
gen.

Von Markus Kaltenborn und Reinhard Hermle

Ein Investitionsgesetz ist ohne Zweifel 
eine gute Idee: Die Unterstützung für deut-
sche Unternehmen, die sich auf den afri-
kanischen Märkten engagieren wollen, auf 
eine gesetzliche Basis und damit auf eine 
verlässliche Grundlage zu stellen, könnte 

ein bedeutsamer Beitrag zu einer ver
stärkten Wirtschaftskooperation zwischen 
Deutschland und den afrikanischen Part-
nern sein. Für andere Bereiche der Entwick-
lungspolitik gibt es aber keine gesetzliche 
Regelung.

In den meisten Geberländern ist das 
anders. Sie haben für ihre Kooperation mit 
den Regierungen des globalen Südens eine 
parlamentsgesetzliche Grundlage geschaf-
fen und in den entsprechenden Rechtsvor-
schriften durchaus wichtige Dinge geregelt: 
So enthält beispielsweise das Gesetz über 
die Belgische Entwicklungszusammenar-
beit eine inhaltliche Festlegung des Poli-
tikfeldes auf die UN-Entwicklungsziele, 
einschließlich des Ziels, 0,7 Prozent des 
Bruttonationaleinkommens für öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit (official de-
velopment assistance – ODA) zu leisten. 

Auch die Briten nehmen in ihrem Interna-
tional Development (Official Development 
Assistance Target) Act auf das 0,7-Prozent-
Ziel Bezug; die Franzosen haben eine ent-
sprechende Regelung in den Annex zum 
Gesetz über die Ausrichtung und Pro-
grammgestaltung der Entwicklungspolitik 
und der internationalen Solidarität inte-
griert. Auch Österreich und die Schweiz ha-
ben Gesetze, die zentrale Forderungen der 
Aid-Effectiveness-Agenda aufgreifen wie 
die Grundsätze, dass Entwicklungsländer 
selbst über ihre Politik entscheiden dürfen 
(ownership) und die Geber ihre Instituti-
onen und Verfahren denen der Partnerlän-
der anpassen (alignment) sollen.

Politik-Kohärenz sichergestellt

Angesichts der Tatsache, dass die Sustai-
nable Development Goals (SDGs) ressort
übergreifende Lösungsansätze erfordern, 
haben eine Reihe von Ländern außerdem 
Regelungen erlassen, die die Kohärenz 
der verschiedenen relevanten Politikbe-
reiche mit der Entwicklungspolitik sicher-
stellen sollen. In der Regel werden zudem 
bestimmte Vorgaben für die humanitäre 
Hilfe, die multilaterale Zusammenarbeit 
und für die Kooperation mit Nichtregie- Fo
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rungsorganisationen gemacht. In instituti-
oneller Hinsicht ist interessant, dass meh-
rere Geberländer (etwa Dänemark, Italien, 
die Schweiz und Frankreich) dem für die 
Entwicklungspolitik zuständigen Ministe-
rium ein Beratungsorgan zur Seite stellen, 
in dem unterschiedliche entwicklungspo-
litische Akteure versammelt sind. Nicht 
zuletzt listen auch nahezu alle Gesetze 
unserer europäischen Nachbarn die inhalt-
lichen Bereiche auf, in denen sich die Re-
gierung entwicklungspolitisch besonders 
engagieren soll (die Schwerpunkte liegen 
zumeist in den Bereichen Armutsbekämp-
fung, Wirtschaftsentwicklung, Nachhaltig-
keitspolitik, Friedenssicherung, Demokra-
tie- und Rechtsstaatsförderung).

Viele dieser Themen sind zwar durch-
aus auch Gegenstand von Regelungen, 
die für die deutsche Entwicklungspolitik 
gelten. So hat das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) mit den Leitlinien für die 
bilaterale finanzielle und technische Zu-
sammenarbeit mit Kooperationspartnern 
der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit eine sektorübergreifend geltende 
Verwaltungsvorschrift veröffentlicht, die 
– gemeinsam mit den Positions- und Stra-
tegiepapieren zu den einzelnen Themen-
feldern – wichtige Orientierungsmaßstäbe 
für die beteiligten Akteure bietet. Dabei 
handelt es sich jedoch um bloßes Verwal-
tungsinnenrecht, um politische Leitlinien 
oder Absichtserklärungen. Ihr Verbindlich-
keitsgrad ist daher gering. Deutlich mehr 
rechtliches und politisches Gewicht würden 
die inhaltlichen Grundprinzipien der deut-
schen Entwicklungspolitik erhalten, wenn 
sie in einem „Gesetz über die Entwicklungs-
zusammenarbeit“ verankert und auf diese 
Weise mit einer stärkeren Legitimation aus-
gestattet würden. Der Vorschlag ist nicht 
neu, eine entsprechende Gesetzesinitiative 
aus den 1990er Jahren ist jedoch leider nicht 
weiterverfolgt worden.

Warum brauchen wir ein „Gesetz über 
die Entwicklungszusammenarbeit“?

Nun kann man sich natürlich fragen, ob 
es tatsächlich eines Gesetzes bedarf, wenn 
doch die deutsche Entwicklungspolitik 
bislang ganz gut ohne ein solches ausge-
kommen ist. Nimmt man die Entwicklung 
der vergangenen Jahrzehnte zum Maßstab, 
gehört Deutschland nicht zu den Geber-

ländern, die eine gesetzliche Motivation 
zur Aufrechterhaltung ihres globalen En-
gagements benötigen. Die deutsche ODA 
ist in den vergangenen Jahrzehnten immer 
stärker ausgebaut und auch in qualitativer 
Hinsicht weiterentwickelt worden – auch 
wenn es natürlich manches zu verbessern 
gibt (in den jährlichen Berichten von terre 
des hommes und der Welthungerhilfe zur 
„Wirklichkeit der deutschen Entwicklungs-
politik“ werden einige der wichtigsten „Bau-
stellen“ aufgezeigt).

Und es ist ja auch keineswegs so, dass 
die deutsche Entwicklungsverwaltung im 
gänzlich rechtsfreien Raum agieren wür-
de. Nicht nur ist sie über den (als Parla-
mentsgesetz verabschiedeten) jährlichen 
Bundeshaushalt und die bereits genannten 
Verwaltungsvorschriften, sondern vor allem 
über das internationale Recht an bestimmte 
inhaltliche Vorgaben und Schwerpunkt-
setzungen gebunden. Rechtsverbindliche 
völkerrechtliche Verträge – wie etwa die glo-
balen Menschenrechtsabkommen, die über 
ihre extraterritoriale Dimension auch für 
die Entwicklungspolitik wichtige Maßstäbe 
liefern – sind hier ebenso relevant wie die 
vielen auf Soft-Law-Ebene eingegangenen 
völkerrechtlichen Verpflichtungen, ange-
fangen von Grundsätzen der globalen High-
level Foren für Aid Effectiveness in Paris 
(2005), Accra (2008), Busan (2011) and Nai-
robi (2016) über die Zusagen im Rahmen der 
Financing for Development-Konferenzen 
bis hin zu den Zielsetzungen der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung.

Dennoch gibt es gute Gründe, dem 
Beispiel der anderen Gebernationen zu fol-
gen. So wird man sich etwa fragen müssen, 
ob mit Blick auf die Grundrechtsrelevanz 
zahlreicher aus dem Entwicklungsetat fi-
nanzierter Vorhaben (vor allem Förderpro-
gramme zugunsten bestimmter Bevölke-
rungsgruppen müssen unter anderem den 
Anforderungen des Gleichheitssatzes ge-
nügen) eine parlamentsgesetzliche Grund-
lage nicht bereits verfassungsrechtlich ge-
fordert wäre. Doch auch wenn man diese 
juristischen Erwägungen einmal beiseite 
lässt, dann gibt es zwei weitere Argumente: 
So darf nicht übersehen werden, dass auch 
Deutschland von seinen Partnerländern 
im Rahmen der Entwicklungskooperation 
ein Tätigwerden der Parlamente erwartet. 
Der sogenannte menschenrechtsbasierte 
Ansatz, der bei der Umsetzung der Koope-
rationsprojekte einzuhalten ist, verlangt 

auch eine gesetzliche Absicherung der po-
litischen Programme, die zur Implementie-
rung der jeweiligen Menschenrechte verab-
schiedet werden.

Das zweite Argument ist primär in-
nenpolitischer Natur, deswegen aber nicht 
weniger bedeutsam: Es ist angesichts des 
Zulaufs, den Parteien am rechten Rand 
finden, durchaus vorstellbar, dass zu-
künftig einmal eine Bundesregierung ins 
Amt kommen könnte, die die Mittel für 
die Entwicklungspolitik drastisch kürzen 
oder gänzlich andere Prioritäten in den au-
ßen- und entwicklungspolitischen Zielset-
zungen verfolgen will. Natürlich wäre auch 
ein Gesetz, das jederzeit wieder geändert 
werden kann, nicht in der Lage, dies zu ver-
hindern. Dennoch würde es Gegnern der 
Entwicklungspolitik nicht ganz so leicht 
fallen, einen derartigen Kurswechsel ein-
zuleiten, wenn sie hierzu erst einmal die 
Hürden eines Gesetzgebungsverfahrens 
nehmen müssten. Den im demokratischen 
Spektrum eher der „Mitte“ zuzuordnenden 
Parteien sollte daher bewusst sein, dass sie 
mit einem Gesetz auch bessere Vorausset-
zungen für entwicklungspolitische Konti-
nuität in politisch instabilen Zeiten schaf-
fen könnten.

Link

Leitlinien für die bilaterale finanzielle 

und technische Zusammenarbeit mit 

Kooperationspartnern der deutschen 

Entwicklungszusammenarbeit:

http://www.bmz.de/de/mediathek/

publikationen/archiv/reihen/strategiepapiere/

konzept165.pdf
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Qualifizierung

Entwicklungsdienst als Lernort

Entwicklungshelfer erwerben bei ihren Ein-
sätzen eine Reihe von Kompetenzen. Eine 
aktuelle Studie im Auftrag der Arbeitsge-
meinschaft der Entwicklungsdienste (AGdD) 
untersucht, wie der Entwicklungsdienst als 
Lernort noch motivierender und wirksamer 
gestaltet werden kann.

Von Gabi Waibel und Lutz Schrader

Die Studie „Entwicklungsdienst qualifiziert. 
Wie Fachkräfte lernen und ihre Kompe-
tenzen entwickeln“ (AGdD 2017) hat einen 
doppelten Fokus: Einerseits untersucht sie, 
wie die Fachkräfte im Verlauf ihres Ein-
satzes lernen und sich weiterbilden, um 
den gewachsenen Anforderungen vor Ort 
gerecht zu werden. Andererseits würdigt 
sie die Dienstzeit als wichtigen Abschnitt in 
der persönlichen Lernbiografie, in dem sich 
die Fachkräfte wertvolle Kenntnisse und 
Fähigkeiten für ihr weiteres Berufsleben 

aneignen. Im Rahmen der Studie wurden 42 
Fachkräfte interviewt, mehr als ein Dutzend 
Experten der Erwachsenenbildung und Per-
sonalentwicklung befragt und die neuesten 
Forschungsergebnisse zum nonformalen 
und informellen Lernen ausgewertet.

Die Studie zieht eine positive Bilanz. 
Die sieben staatlich anerkannten Entsende-
organisationen und die Weiterbildungsin-
stitute leisten demnach auf dem Gebiet der 
Vorbereitung und Lernbegleitung der Fach-
kräfte wie auch nach der Rückkehr gute bis 
sehr gute Arbeit. Analog zu ihrem doppelten 
Fokus formuliert die Studie Empfehlungen 
vor allem zu zwei Bereichen:

●● Wie können das Lernen und die Kom-
petenzentwicklung der Fachkräfte während 
des Einsatzes noch wirksamer unterstützt 
und begleitet werden?

●● Welche Optionen gibt es, um die 
während der Dienstzeit erworbenen Erfah-
rungen, Kenntnisse, Fertigkeiten und Fä-

higkeiten zu bilanzieren und zu dokumen-
tieren?

Weiter lernen – auch während des 
Einsatzes

Fachkräfte im Entwicklungsdienst arbeiten 
heute immer mehr als Berater. Das dafür er-
forderliche Wissen und Können lässt sich in-
des nur bedingt in drei-bis fünftägigen Vor-
bereitungskursen erwerben (DEval 2015). 
Der Großteil des Lernens muss deshalb vor 
Ort stattfinden. Beim „Learning on the job“ 
gehen idealerweise Beratungshandeln und 
Weiterentwicklung der Beratungskompe-
tenz Hand in Hand. Um das selbstgesteuerte 
Lernen der Fachkräfte besser zu unterstüt-
zen, rückt die Studie unter anderem zwei 
Aspekte in den Vordergrund: einerseits die 
gezielte Entwicklung der Selbstlernkompe-
tenz der Fachkräfte während der Vorberei-
tung und andererseits die weitere Verbes-
serung der Lernbegleitung während ihres 
Einsatzes im Partnerland. Beides sollte eng 
verzahnt erfolgen.

Die Studie regt an, in der Vorbereitung 
insbesondere dem „Lernen lernen“ mehr 
Raum zu geben. Dazu zählt die Vermittlung 
von Kenntnissen darüber, wie individuelle Fo
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und kollektive Lernprozesse funktionieren 
und wie das eigene Lernverhalten reflektiert 
werden kann. Fachkräfte, die wissen, was 
für ein Lerntyp sie sind und welche Motive 
ihr Lernen antreiben, können sich besser 
organisieren und ihr Lernen wirksamer 
steuern. Außerdem sollten sich Fachkräfte 
geeignete Lernstrategien und -methoden 
aneignen. Von besonderer Bedeutung sind 
dabei Methoden des partnerschaftlichen 
und Gruppenlernens wie dialogisches Ler-
nen, kollegiale Beratung, themenzentrierte 
Interaktion sowie Intervision, Supervision 
und Coaching.

Zugleich sind Fachkräfte auch wei-
terhin auf Unterstützung durch ihre Ent-
sendeorganisation angewiesen. Eine gute 
Lernbegleitung vor Ort beginnt mit einer 
gründlichen Übergabe des Projektplatzes. 
Weitere Erfolgsfaktoren sind Vorgesetzte, 
die sich als Lerncoach ihrer Mitarbeiter ver-
stehen, sowie regelmäßige Inter- und Super-
visionsangebote. Immer wichtiger werden 
zudem virtuelle Lern- und Kollaborations-
plattformen, die eng mit dem Wissensma-
nagement der Entsendeorganisation ver-
knüpft sind.

Mindestens ebenso eine große Rolle 
spielen „weiche Faktoren“. Die meisten der 
im Rahmen der Studie interviewten Fach-
kräfte betonten, wie motivierend es für ihr 
eigenes Lernen gewesen ist, wenn sie bei 
Besuchen von Vorgesetzten, bei Fachkräfte-
treffen oder Kontakten während des Urlaubs 
offen ihre Arbeits- und Lernerfahrungen 
besprechen konnten – Erfolge ebenso wie 
Rückschläge. Zu einer guten Lernkultur 
gehört auch, dass Fachkräfte an Entschei-
dungen mitwirken können und ihre Zwi-
schen- und Abschlussberichte gelesen und 
ausgewertet werden.

Um die komplexen Anforderungen 
miteinander zu verknüpfen, scheint das 
Konzept „transformativer Lernnetzwerke“ 
gut geeignet (Goldstein et al. 2017). Gemeint 
sind freiwillige, nichthierarchische Koope-
rationsverbünde unterschiedlicher Organi-
sationen. Ihr Ziel ist es, die Lernpraxis und 
die Lernergebnisse zu verbessern und da-
durch den sozialen Wandel zu unterstützen. 
Alle in die Planung und Implementierung 
eines Kooperationsprogramms oder -pro-
jekts involvierten Organisationen sind per 
se Teil eines Netzwerkes. Die Entsendeorga-
nisationen müssen deshalb wie alle anderen 
Beteiligten Verantwortung für den gemein-
samen Lernerfolg übernehmen.

In „transformativen Lernnetzwerken“ 
kommt denjenigen eine Schlüsselrolle zu, 
die gemeinsame Aktivitäten anregen sowie 
Koordinations- und Managementaufgaben 
übernehmen – den sogenannten „Netzwe-
bern“ (Netweavers). Die Rolle des „Netzwe-
bers“ können Führungskräfte der Entsen-
deorganisationen vor Ort, Verantwortliche 
der Partnerorganisation oder auch die Fach-
kräfte selbst übernehmen. Natürlich sind 
auch Steuerungsgruppen aus mehreren Per-
sonen denkbar.

Nach der Rückkehr

Insbesondere für erstausreisende Fachkräf-
te ist der mehrjährige Einsatz in der Ent-
wicklungshilfe ein sehr prägender Lebens-
abschnitt. In dieser Zeit lernen sie ungemein 
viel und bewähren sich in herausfordernden 
Arbeits- und Lebenssituationen. So erwei-
tern und festigen sie ihr berufliches Profil. 
Einige nutzen ihre Dienstzeit, um sich ein 
völlig neues Berufsfeld zu erschließen. Da-
rum besteht ein wichtiger Teil der Rück-
kehrerarbeit darin, die Fachkräfte dabei zu 
unterstützen, sich die erworbenen Kompe-
tenzen bewusst zu machen. Das geschieht 
zum Teil schon heute in Seminaren der 
AGdD, die für die Betreuung der Rückkehrer 
verantwortlich zeichnet. Einzelne Fachkräf-
te nutzen auch von der Arbeitsagentur oder 
privat finanzierte Beratungsangebote, um 
für sich Stärke-Schwäche-Bilanzen und/
oder Kompetenzprofile zu erarbeiten.

Die Studie schlägt vor, die während der 
Dienstzeit erworbenen und vertieften Kennt-
nisse und Kompetenzen aussagekräftig und 
überprüfbar zu dokumentieren, um die Be-
schäftigungs- und Weiterbildungschancen 
der rückkehrenden Fachkräfte zu verbessern. 
Dies geschieht bislang bestenfalls ansatz-
weise im Arbeitszeugnis. Außerdem haben 
Fachkräfte natürlich auch die Möglichkeit, 
ihren Bewerbungsunterlagen ein selbsterar-
beitetes Kompetenzprofil beizulegen.

Um die Dokumentation der Erfah-
rungen, Kenntnissen und Fähigkeiten für 
alle Fachkräfte zu ermöglichen, scheint die 
Arbeit mit Kompetenzpässen, zum Beispiel 
dem ProfilPASS, am besten geeignet (Hüls-
mann, 2018). Diese könnte bereits während 
der Vorbereitung mit einer professionellen 
Beratung und der Erstellung eines Kompe-
tenzprofils beginnen. Fachkräfte würden so 
von Anfang an ihre Stärken und Schwächen 
besser kennen, könnten ihr selbstorgani-

siertes Lernen zielgerichteter gestalten so-
wie neu erworbene Kenntnisse und Kompe-
tenzen zeitnah erfassen. Nach der Rückkehr 
würde dann erneut eine professionelle Bera-
tung erfolgen. Am Ende erhielten die Fach-
kräfte von einem Berater einen Nachweis, 
der bestätigt, dass das Kompetenzprofil mit 
Unterstützung professioneller Beratung er-
stellt wurde.
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Wirtschaftsgeschichte

Immer wieder zurück auf „Start“

Trotz gut ausgebildeter Bürger, Rohstoff
reichtum und großem Potenzial rutscht 
Argentinien regelmäßig in Wirtschaftskrisen.

Von Jorge Saborido

In den vergangenen sieben Jahrzehnten hat 
Argentinien sich nicht gleichmäßig und ge-
sund entwickelt. Das Land befindet sich in 
einer schlechteren Lage, als nötig wäre. Das 
liegt an politischer Instabilität, obwohl Ar-
gentinien seit 1983 ein demokratisches Sys-
tem hat. Diese Fehlentwicklung muss man 
erklären:

●● Erstens spielt der Staat eine starke 
Rolle in Argentiniens Wirtschaft, die von 
Rohstoffexporten, einschließlich Agrarpro-
dukten, abhängt. Diese Exporte generieren 
nicht die Devisenreserven, die das Land 
benötigt. Das ist die größte Entwicklungs-
hürde. Bis jetzt war es nicht möglich, die 
Wertschöpfung zu steigern, um höherwer-
tige Produkte international zu verkaufen. 
Selbst wenn die Exporte gesteigert werden, 
müssen zudem grundlegende Güter impor-
tiert werden. So entsteht ein Außenhan-

delsdefizit. Zusammen mit inflationärem 
Druck sorgt es dafür, dass der Wechselkurs 
des Peso, der nationalen Währung, stän-
dig sinkt. Irgendwann setzt eine Rezession 
ein. Dieses Muster wiederholt sich seit lan-
gem. Verschiedene wirtschaftspolitische 
Konzepte haben das nicht verhindert. Ver-
schiedene Regierungen versuchten, Indus-
trialisierung zu stimulieren, um Importe zu 
ersetzen, aber Argentiniens verarbeitende 
Industrie konnte nie auf dem Weltmarkt 
mithalten.

●● Zweitens arbeiten die meisten ar-
gentinischen Unternehmer in geschützten 
Märkten. Viele profitieren von engen Kon-
takten zum Staatsapparat. Ihre Geschäfte 
beruhen oft darauf, dass sie vertrauliche 
Informationen erhalten. Der Ausdruck „Pa-
tria contratista“ (was in etwa „Nation von 
Auftragnehmern“ bedeutet) illustriert die il-
legitimen Verbindungen zwischen privaten 
Unternehmen und öffentlicher Hand. Sogar 
Gewerkschaftsführer gehören zu diesen 
Netzwerken.

●● Drittens neigen argentinische Sparer 
dazu, Dollars für den Fall zu horten, dass die 

Inflation zunimmt und der Peso wieder ent-
wertet wird. Experten sind sich aber nicht 
einig, was Inflation verursacht. Orthodoxe 
Ökonomen sagen, ein ineffizienter und kor-
rupter Staat drucke einfach immer mehr 
Geld, um das selbstgemachte Haushaltsde-
fizit abzufedern. Andere meinen, dass In-
flation der am wenigsten schmerzhafte Weg 
sei, um Verteilungsprobleme zu lösen, denn 
die Arbeitnehmereinkommen „hinken“ im-
mer hinter der Inflation her.

In diesem komplexen Szenario waren 
die Auslandsschulden typisch für die argen-
tinische Wirtschaftsstruktur. Wie auch in 
anderen Schwellenländern liegen die Wur-
zeln der momentanen Probleme in der Kri-
se der 1970er Jahre, als die Ölpreise stiegen 
und Argentinien von einer brutalen rechts-
gerichteten Militärjunta regiert wurde. Die 
Finanzen der Diktatur waren undurchsich-
tig. Sie lieh sich große Summen im Ausland. 
Derweil verschlechterte sich der Lebens-
standard der Menschen. Die Rückkehr zur 
Demokratie 1983 änderte dies nicht.

Der Ausverkauf der 1990er

Das Jahrzehnt der 1990er markiert einen 
Wendepunkt in Argentiniens Wirtschaftsge-
schichte. Dies waren die Jahre, als Präsident 
Carlos Menem regierte. Er war der Vorsit-
zende der Peronisten, einer Partei, die öko-
nomischen Nationalismus als einen ihrer Fo
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Im Dezember 2001 

bezeichneten 

Demonstranten in 

Buenos Aires die 

Regierung als Dieb 

und forderten ihr 

Geld zurück – einige 

trugen Masken des 

damaligen 

Präsidenten 

Fernando de la Rúa. 
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Grundprinzipien betrachtet. Menem wurde 
erstmals 1989 in der Zeit der Hyperinflation 
gewählt. Diese extreme Situation war der 
Hintergrund für einen radikalen Abbau des 
öffentlichen Sektors. Später entschied sich 
die Regierung Menem für einen fixierten 
Wechselkurs, bei dem ein Peso ein Dollar 
wert war. Diese Maßnahme sollte die Infla-
tion stoppen. Sie implizierte aber, dass aus-
reichend internationale Währungsreserven 
generiert werden mussten.

Historisch stand der Peronismus im-
mer für eine staatliche Kontrolle der Wirt-
schaft und für die Verstaatlichung großer 
Unternehmen. Menem entschied sich je-
doch für einen komplett anderen Kurs. Er 
öffnete die Wirtschaft und schaffte Gesetze 
ab, die den Außenhandel eingeschränkt 
hatten. Er privatisierte im großen Stil 
Staatsunternehmen an private Investoren in 
Argentinien und im Ausland. Menem und 
sein Wirtschaftsminister Domingo Cavallo 
akzeptierten die Dogmen, die damals von 
den internationalen Finanzinstitutionen 
vorgebetet wurden. Sie formulierten unge-
wohnte Strategien. Der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) unterstützte ihre Politik 
und finanzierte sie mehrfach mit Krediten.

Der marktradikale Ansatz schien an-
fangs zu funktionieren. Ausländisches Kapi-
tal floss in das Land, weil die Investoren von 
der Privatisierungswelle profitieren wollten. 
Die Wirtschaft erholte sich zeitweilig. Einige 
Branchen brachen jedoch ohne staatlichen 
Schutz zusammen. Arbeitslosigkeit wurde 
zum Dauerproblem.

Andere Probleme wurden ebenfalls 
bald deutlich. Mexikos Finanzkrise 1994 
(die sogenannte „Tequila-Krise“) hatte ei-
nen ansteckenden Effekt auf andere Schwel-
lenländer, in denen Anleger ähnliche Ri-
siken vermuteten. Auch aus Argentinien 
floss rasch Kapital ab, so dass die Wirtschaft 
des Landes 1995 um drei Prozent schrumpf-
te. Sie erholte sich in den folgenden Jahren 
ein wenig, aber die Lage war offensichtlich 
instabil. Erneut setzte Inflation ein. Durch 
den festgesetzten Wechselkurs war der Peso 
schon bald überbewertet, was es schwerer 
machte, Güter mit hoher Wertschöpfung zu 
exportieren.

Der Kollaps von 2001/2002

Die Probleme eskalierten 1999, kurz nach-
dem Präsident Fernando de la Rúa gewählt 
worden war. Seine liberale Allianz hatte im 

Wahlkampf die Wechselkursbindung vertei-
digt. Angesichts eines Abflauens der Wirt-
schaftsaktivität, einer schweren Finanzkrise 
und wachsender Kapitalflucht zeigte sich 
die Inkompetenz der Alianza: Sie versuchte, 
die Konvertibilität zum festen Wechselkurs 
beizubehalten, koste es, was es wolle. Ende 
2001 begrenzte ein Regierungsdekret dann 
sogar, wie viel Geld die Menschen von ihren 
Bankkonten abheben durften. So versuchte 
die Regierung den Geldfluss ins Ausland zu 
bremsen.

Wenn Bürger nicht an ihr Geld kom-
men, nützt ihnen ein fester Wechselkurs 
jedoch nichts mehr. Zu diesem Zeitpunkt 
entschied sich der IWF, seine Unterstützung 
zu beenden. Ohne Zugang zu frischem Geld 
musste die Regierung ihre Zahlungsunfä-
higkeit erklären. Die Wechselkursbindung 
wurde offiziell aufgegeben, sodass die Er-
sparnisse der Menschen über Nacht ihren 
Wert verloren. Die Wirtschaft brach zusam-
men.

Seitdem ist der Ruf des IWF in Argen-
tinien außerordentlich schlecht. Die Leute 
erinnern sich daran, dass die multilaterale 
Institution den marktradikalen Ansatz un-
terstützt hatte und dass ihr Rückzug dann 
zum Wirtschaftskollaps führte.

Im Chaos Ende 2001/Anfang 2002 er-
schütterten Krawalle und Plünderungen das 
Land. Die Polizei tötete mindestens 36 Men-
schen. Die etablierten Politiker waren völlig 
diskreditiert. De la Rúa trat zurück, und drei 
seiner Nachfolger waren jeweils nur wenige 
Tage im Amt. Die Wirtschaft befand sich im 
freien Fall. Schon bald war sie um ein Viertel 
kleiner als 1998. In urbanen Gebieten lebten 
58 Prozent der Menschen unterhalb der Ar-
mutslinie.

Schließlich stabilisierte sich die poli-
tische Lage unter dem Übergangspräsident 
Eduardo Duhalde, und auch die Wirtschaft 
erholte sich ganz langsam. Der Absturz 
war so tief gewesen, dass ein völliger Neu-
start vonnöten wurde. Das hatte allerdings 
den Vorteil, dass sich Argentinien deshalb 
nicht mehr länger an die Vorgaben des IWF 
halten musste. Obendrein war die globale 
Wirtschaftslage plötzlich günstiger, da eine 
starke Nachfrage nach landwirtschaftlichen 
Gütern – besonders nach Soja – bestand. Ei-
nige Jahre lang hatte Argentinien sogar eine 
positive Handelsbilanz.

Präsident Néstor Kirchner, der 2003 
gewählt wurde, nutzte die günstigen 
Trends. Er war ein Peronist der staatlichen 

Tradition. Es gelang ihm, den Erlass von 
zwei Drittel der Auslandsschulden auszu-
handeln. Aber das Schuldenproblem konnte 
nicht abschließend gelöst werden, da einige 
private Investoren nicht auf ihre vollen An-
sprüche verzichten wollten und ein Gericht 
in den USA ihnen recht gab. Jedoch schul-
dete Argentinien nun weder internationalen 
Finanzinstitutionen noch ausländischen 
Regierungen. Es wurde sozusagen wieder 
ein normales Mitglied der internationalen 
Gemeinschaft.

Nachfolgerin von Kirchner war 2007 
seine Frau Cristina Fernández, die bis 2014 
an der Macht blieb (Kirchner starb 2010). 
Die Industrialisierung schritt aber nicht vo-
ran, und die Verbindungen von Unterneh-
men zu staatlichen Institutionen wurden 
wieder wichtig. Die Regierung wurde immer 
mehr mit Korruption assoziiert, während 
die bestehenden Probleme von Argentini-
ens rohstoffbasierter Wirtschaft nicht gelöst 
wurden.

Seit 2015 ist Präsident Mauricio Macri 
im Amt. Im Wahlkampf versprach er, die 
Wirtschaft zu liberalisieren und zu norma-
lisieren. Internationale Investoren unter-
stützten ihn anfangs, verloren aber Anfang 
dieses Jahres ihre Geduld. Grund dafür war, 
dass er nicht so schnell vorging wie verspro-
chen. Angesichts eines schnellen Wertver-
falls des Pesos befindet sich die Wirtschaft 
im Abschwung, und Macri musste den IWF 
um Hilfe bitten. Das tieferliegende Problem 
ist jedoch eine Veränderung im globalen 
makroökonomischen Umfeld. Jahrelang 
war der Dollar billig, weil die Zinsen in den 
USA niedrig waren. Entsprechend flossen 
Spekulationsgelder in Schwellenmärkte. 
Höhere Zinsen bedeuten, dass private In-
vestoren sich nun eher von Ländern wie Ar-
gentinien fernhalten.

Die Wirtschaft befindet sich zwar in 
einer Rezession, aber die Lage ist nicht so 
dramatisch wie im Winter 2001/2002. Die 
Erinnerung an jene Krise ist bei den Men-
schen jedoch noch wach, und die Stimmung 
ist angespannt. Die meisten glauben zwar 
nicht, dass die Krise diesmal so extrem es-
kaliert – aber das hatte damals auch keiner 
erwartet.

Jorge Saborido 
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Brasilianische Erfahrungen

In Argentinien führte eine 
Finanzkrise im Winter 
2001/2002 zu Staatsbankrott 
und dem Kollaps der Volkswirt-
schaft. Wenige Monate später 
spitzten sich Finanzprobleme in 
Brasilien zu, aber ein großzü-
giger Kredit des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) sorgte 
schnell für einen neuen Auf-
schwung. Trotz ähnlicher Aus-
gangsbedingungen war die 
Lage in Brasilien dank klügerer 
Regierungspolitik viel günstiger.

Von Carlos Albuquerque

Der IWF wollte nicht, dass die 
argentinische Krise auf Brasi-
lien übergriff. Zudem hoffte er, 
Brasiliens Politik langfristig zu 
beeinflussen. Es war absehbar, 
dass der Sozialist Lula da Sil-
va die Präsidentschaftswahlen 
gewinnen würde. Die Angst 
vor ihm trug auch zu dem Ka-
pitalabfluss bei, der Brasiliens 
Finanzprobleme verschärfte. 
Lula versprach dann in einem 
„Brief an die Brasilianer“, Ver-
träge einzuhalten und die 
wirtschaftspolitischen Grund-
linien von Präsident Fernando 
Henrique Cardoso nicht zu än-
dern. Daraufhin gewährte der 
IWF Brasilien einen Kredit von 
30 Milliarden Dollar, der nicht 
mit weiteren strengen Auflagen 
verbunden war. Die Finanzsprit-
ze stoppte die Kapitalflucht und 
half, Engpässe zu überwinden.

Lula äußerte zuvor und 
auch danach immer wieder 
Kritik am IWF. Das Verspre-
chen, Cardosos Strategien bei-
zubehalten, fiel ihm aber nicht 
schwer. Tatsächlich hatte Car-
doso auf intelligente und un-
gewöhnlich erfolgreiche Weise 
die Ökonomie stabilisiert.

Brasilianer erinnern sich 
an die 80er Jahre als verlorenes 
Jahrzehnt, aber in den 90er 
Jahren setzte ein langer Auf-
schwung ein. Wie Argentinien 
hatte Brasilien eine Militär-
diktatur hinter sich und Jahre 
der ökonomische Instabilität 
durchgemacht (siehe Jorge Sa-
borido, S. 19). Bis Anfang der 
90er Jahre prägte heftige In-
flation Brasiliens Wirtschaft. 
Daran änderten vier Währungs-

reformen nichts. Da alle Wirt-
schaftsakteure mit weiterer 
Teuerung rechneten, knüpften 
sie wichtige Transaktionen an 
Preisindizes. Solch ein auto-
matischer Inflationsausgleich 
verstetigt aber die Preissteige-
rungen. Ein weiteres Problem 
war, dass staatliche Banken po-
litisch motivierte Darlehen ver-
gaben, ohne auf betriebswirt-
schaftliche Daten zu achten. 
1993 betrug die Inflationsrate 
katastrophale 2500 Prozent.

Als Finanzminister ge-
lang es Cardoso jedoch, die 

Inflation zu stoppen. Wichtige 
Elemente seiner Währungsre-
form („Plano Real“) waren:

●● Preise und Löhne wurden 
nicht mehr an Inflationsindizes 
gebunden, sondern sollten sich 
am Wechselkurs des Dollars 
orientieren.

●● Die Staatsfinanzen wur-
den nicht nur mit Ausgaben-
kürzungen, sondern auch mit 
Steuererhöhungen und Privati-
sierungserlösen saniert.

●● Die Privatisierung inef-
fizienter Staatsbetriebe wurde 
mit Augenmaß betrieben und 
unterband unter anderem die 

unverantwortliche Kreditver-
gabe öffentlich-rechtlicher 
Banken.

In der Folge gewann 
Cardoso die Präsidentschafts-
wahlen von 1994 und 1998. Sei-
ne Wirtschaftspolitik blieb auf 
Stabilität ausgerichtet, strebte 
aber keinen möglichst kleinen 
Staat an. Armutsbekämpfung 
war Cardoso wichtiger. Fami-
lien mit geringem Einkommen 
erhielten nun beispielsweise 
Sozialhilfe („Bolsa Familia“), 
wenn ihre Kinder geimpft wa-
ren und zur Schule gingen. Der 

Dollar diente als Leitwährung, 
aber der Wechselkurs war nicht 
fixiert. Die Inflation fraß nicht 
mehr die Kaufkraft breiter Be-
völkerungsschichten auf.

Brasiliens hat viele Men-
schen und eine große Volks-
wirtschaft. Obendrein ist die 
verarbeitende Industrie seit 
jeher relativ stark. Aus die-
sen Gründen sind Ein- und 
Ausfuhren im Vergleich zur 
Binnenwirtschaft weniger 
wichtig als beispielsweise in Ar-
gentinien. Die Regierung in Bra-
silia kann eine vergleichsweise  
eigenständige Wirtschaftspoli-
tik verfolgen; völlig unabhän-
gig von globalen Trends ist das 
Land aber nicht.

Der IWF fand Cardo-
sos Politik sinnvoll. Er unter-
stützte sie mit Krediten, die 
Brasilien aber immer bedienen 
konnte. Lula setzte Cardosos 
Politik fort und baute die So-
zialprogramme aus. Er zahlte 
das IWF-Geld so schnell wie 
möglich zurück und hielt zum 
Fonds kritische Distanz. Im 
Zuge der globalen Finanzkrise 
ab 2008 erhöhte er dann Bra-
siliens Kapitalbeteiligung am 
IWF, um mehr Einfluss zu ge-
winnen.

Heute ist die Lage kom-
plett anders. Der lange Boom 
endete 2016 in einer Rezession, 
und die Wirtschaft erholt sich 
nur langsam. Das Land steckt 
in einer tiefen politischen Kri-
se (siehe mein Kommentar in 
E+Z/D+C e-Paper 2018/07, S. 11), 
und Lula sitzt wegen eines um-
strittenen Korruptionsurteils 
im Gefängnis.
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Fernando Henrique Cardoso (links) und Lula da Silva im Herbst 2002. 
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Schulmahlzeit in 

Antananarivo in 

Madagaskar.   

Entwicklungserfolge
International hat es in den vergangenen Jahrzehnten 
beachtlichen Fortschritt gegeben. Vielen Menschen ist das 
nicht klar. Die Einschätzung, alles werde immer schlimmer, 
ist weit verbreitet. Es ist selbstverständlich richtig, einzu-
fordern, was noch geschehen muss. Übertriebener Pessi-
mismus ist aber sicherlich nicht hilfreich. Wenn es weiter 
vorangehen soll, muss sorgfältig Bilanz gezogen und aus 
Erfahrungen gelernt werden. 

Fo
to

: G
ui

ch
ao

ua
/im

ag
eb

ro
ke

r/
Li

ne
ai

r



E+Z  e-Paper  September 2018� 23

Entwicklungserfolge

„Wir können extreme Armut 
beenden“

Die World Poverty Clock ist ein Online-Tool, 
das die Zahl der Menschen anzeigt, die welt-
weit in Armut leben. Die entsprechende Web-
seite gibt an, wie viele Menschen der Armut 
entkommen oder in Armut fallen. Ende 
August lebten demzufolge 637 Millionen 
Menschen – das sind acht Prozent der Welt-
bevölkerung – in extremer Armut. Die World 
Poverty Clock wurde vom World Data Lab in 
Wien mit Unterstützung des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung geschaffen. Homi Kharas 
ist Experte für globale Entwicklung bei der 
Brookings Institution und berät das World 
Data Lab.

Homi Kharas im Interview mit Sabine Balk

Wozu dient die World Poverty Clock (https://
worldpoverty.io/)?
Unser Hauptziel ist es, das Bewusstsein da-
für zu schaffen, wie sich die Armut an ver-
schiedenen Orten der Welt entwickelt. Wir 
wollen die besten, aktuellsten Schätzungen 
von Armut und Armutsverläufen bieten.

Wie geht die Reduzierung der weltweiten 
Armut voran?

Zu Beginn des Jahres 2016 lebten etwa 
727 Millionen Menschen oder 9,8 Prozent 
der Weltbevölkerung in extremer Armut. 
Am 30. August 2018 waren es 639  Millionen, 
nur etwa 8 Prozent der Weltbevölkerung, 
obwohl diese übrigens zwischenzeitlich um 
etwa 200 Millionen Menschen gewachsen 
ist. Die Daten zeigen also eine positive Ent-
wicklung in die richtige Richtung. Aber der 
Fortschritt geht nicht schnell genug voran. 
Um das erste Sustainable Development Goal 
(SDG) – die Armut bis 2030 beenden – zu 
erreichen, müssten bis dato 40 Millionen 
mehr Menschen der Armut entflohen sein.

Gibt es eine reale Chance SDG 1 zu errei-
chen?
Ja, wir können extreme Armut beenden. Wir 
haben die Ressourcen und das Wissen dazu, 
und es gibt Beispiele von Ländern, die das 
geschafft haben. Zugleich stehen wir aber 
vielerorts vor großen Herausforderungen, 
die angegangen werden müssen.

Bietet die World Poverty Clock länderspezi-
fische Informationen?
Ja, man kann sehen, in welchen Ländern es 
gut läuft und in welchen nicht. Allgemein 

kann man sagen, dass Länder in Asien, vor 
allem Südasien, gute Fortschritte machen, 
Länder in Subsahara-Afrika leider nicht. 
Viele der Letzteren leiden unter Klimakata-
strophen und Gewalt.

Wo besteht Ihrer Meinung nach Handlungs-
bedarf?
Der Fokus sollte auf Afrika liegen. Dort 
schreitet die Reduzierung der Armut am 
langsamsten voran und macht teilweise 
sogar Rückschritte. Verstärkt wird das Pro-
blem durch das hohe Bevölkerungswachs-
tum. Wir sollten dafür sorgen, dass niemand 
von der jungen Generation zurückgelassen 
wird.

Warum haben Sie eine bildliche Darstellung 
gewählt?
Man muss auf das Publikum zugehen, um 
Themen ins Bewusstsein zu rücken. Wir ha-
ben herausgefunden, dass nur wenige Leute 
die Grafiken und Statistiken der Weltbank 
verstehen – sie sind zu statisch. Wir wollten 
die Dynamik von Armut deutlich machen. 
Und wir wollten herausstellen, dass es Fort-
schritte gibt, auch wenn noch immer viele 
Leute zurückgelassen werden, weil die Ar-
mutsreduzierung zu langsam voranschrei-
tet. Um die Armut bis 2030 zu beenden, 
muss mehr geschehen.

Woher beziehen Sie Ihre Daten?
Wir nutzen Sammelstatistiken, die die Welt-
bank auf Basis von Haushaltsbefragungen 
erstellt. Sie stehen auf der PovCal-Daten-
bank der Weltbank zur Verfügung. Dies S
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Screenshot: World Poverty Clock. 
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Global denken, global handeln

Die Millennium Development Goals (MDGs) 
haben zu einem Paradigmenwechsel in der 
internationalen Zusammenarbeit geführt. Die 
Agenda betonte die gemeinsame Verantwor-
tung des globalen Nordens und Südens und 
die Notwendigkeit, zusammen zu handeln. 
Die Nachfolgeagenda der Sustainable Deve-
lopment Goals (SDGs) ist noch umfassender 
und anspruchsvoller.

Von Belay Begashaw

Die MDGs sind ein Meilenstein in der Ge-
schichte internationaler Zusammenarbeit. 
Die aus ihnen erwachsene gemeinsame Visi-
on und das Verantwortungsbewusstsein sind 
beispiellos. Die Agenda hat zu einem Paradig-
menwechsel in der Kooperation souveräner 
Partner geführt, die ansonsten unterschied-
liche Interessen verfolgt und verschiedene 

Prioritäten gesetzt hätten. Mit der Verabschie-
dung der MDGs im Jahr 2000 hat die Welt 
erstmals mit der Tradition gebrochen, Verträ-
ge und Übereinkommen zu unterschreiben, 
und sich stattdessen einen globalen Aktions-
plan mit definierten Zielen gegeben.

Die Agenda, deren Ziel die Eindäm-
mung bitterer Armut war, führte einen in-
tegrierten Entwicklungsansatz ein, um den 
Zielkatalog umfassend und zeitgleich um-
zusetzen.

Die MDGs haben auch unser Den-
ken verändert. Durch eine gemeinsame 
Vision und die Einführung neuer globaler 
Werte sowie eine Neuausrichtung von 
Partnerschaften förderten sie politische 
Konvergenz. Bestimmendes Prinzip dafür 
waren die weltweiten Herausforderungen 
der Menschheit und der Versuch, ihnen er-
folgreich zu begegnen.

Die Globalisierung der 1980er und 
90er Jahre führte zu wachsenden Über-
schneidungsbereichen von Nationen, und 
die internationale Gemeinschaft erkannte 
erstmals, dass verspätetes Handeln jegli-
che Errungenschaften der zivilisierten Welt 
zunichtemachen könnte. Egal, wo und wie 
Herausforderungen entstehen – wir alle 
sind für ihre Ursache und Lösung verant-
wortlich.

Die MDGs gingen über Slogans und 
die Formulierung von Wünschen hinaus. 
Die Ziele waren klar und hatten einen de-
finierten Rahmen. Sie veränderten auch 
den alten Leitspruch „Global denken, lo-
kal handeln“, indem sie die Notwendigkeit 
betonten, global zu handeln – analog zum 
Denken. Globales Handeln innerhalb des 
MDG-Prozesses beinhaltete zum Beispiel:

●● die Schaffung eines globalen Fonds, 
um verschiedene Ziele der Agenda zu unter-
stützen,

●● weltweiten Austausch über Erfah-
rungen und Programme sowie

●● das Setzen von Bewertungs- und Eva-
luierungsstandards.

ergänzen wir mit Daten vom Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts, die der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) und das 
Internationale Institut für Angewandte Sys-
temanalyse (IIASA) in Wien erheben. Das 
IIASA hat so genannte „gemeinsame sozio-
ökonomische Wege“ für alle Länder der Welt 
erstellt. Es hat außerdem sehr gute Daten in 
Bezug auf Demografie und Bevölkerungs-
wachstum gesammelt.

Wie verlässlich sind die Daten?
Es gibt natürlich Zweifel an der Qualität 
mancher Daten, besonders im Vergleich 
zwischen den Ländern. Denn die Länder 
benutzen teils verschiedene Methoden, um 
Umfragen durchzuführen, also ist ein Ver-
gleich schwierig. Wir haben aber dennoch 
großes Vertrauen in länderspezifische Ver-
läufe, weil sich die Methoden im Laufe der 
Zeit kaum verändert haben. Deshalb ist die 
Richtung eindeutig. In Ländern, die von 
Krieg betroffen sind, ist es allerdings sehr 
schwer, Daten zu erheben. Die gute Nach-
richt ist aber, dass der Großteil der Länder 
nicht von massiver Gewalt betroffen ist und 

deshalb unser Gesamtbild ziemlich genau 
ist.

Welche Implikationen bietet die Poverty 
Clock der Entwicklungspolitik?
Wir sollten uns natürlich über die Erfolge 
bei der Reduzierung der globalen Armut 
in den vergangenen zwei Dekaden freuen, 
aber wir sollten auch Alarm schlagen, dass 
sich die Geschwindigkeit der Armutsredu-
zierung verringert. Wenn sich die Politik 
nicht ändert, werden wir bald auf ein neues 
Narrativ antworten müssen, nämlich, dass 
die Armutsbekämpfung nicht mehr schnell 
genug voranschreitet. Entwicklungspoliti-
ker müssen sich Lösungen überlegen, wie 
mit schwierigen Regionen umzugehen ist, 
die keine stabile und effektive Regierung 
haben, und Regionen, die von Krisen wie 
Klimawandel, Seuchen oder Konflikten be-
troffen sind. An diesen Orten ist die Armut 
am schlimmsten.

Was ist das nächste Ziel der Poverty Clock?
Wir würden gerne subnationale Daten er-
schließen. Wir haben erfolgreich ein sub-

nationales Modul in Kenia pilotiert und 
verfeinern die Methode auch in Europa 
und den USA, wo bessere Daten vorhanden 
sind. Wir arbeiten daran jetzt auch in Paki-
stan, Brasilien und Indonesien. Wir erhof-
fen uns dadurch die Entwicklung von mehr 
automatisierten Techniken, die wir weltweit 
anwenden können. Wir schaffen auch ge-
nauere regionale Poverty Clocks, zum Bei-
spiel eine für Afrika, und wir erweitern die 
Methode, um ländliche Armut zu verdeut-
lichen. Vielleicht werden wir auch noch In-
strumente zur Messung anderer SDGs wie 
Hunger, Wasser oder Sanitäreinrichtungen 
entwickeln.
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Erfolgreicher Kampf gegen Armut

Der Erfolg der MDGs war von Land zu 
Land und in Bezug auf die verschiedenen 
Ziele unterschiedlich. Im Vergleich zum 
Basisjahr 1990 machten Dutzende Länder 
in Afrika und Asien große Fortschritte bei 
der Bekämpfung von Armut und befreiten 
Millionen Menschen aus der Armutsfalle. 
Fast ebenso viele Menschen profitierten 
von sogenannten Quick-Win-Maßnahmen 
wie:

●● höheren Einschulungsraten,
●● weniger Ungleichheit der Geschlech-

ter,
●● reduzierter Kinder-, Neugeborenen- 

und Müttersterblichkeit und
●● der Eindämmung übertragbarer 

Krankheiten wie Tuberkulose, Malaria und 
HIV/Aids.

Andererseits sind die Erfolge nicht 
immer von Dauer. Es wurde kein angemes-
senes System geschaffen, um ihre Nachhal-
tigkeit zu gewährleisten. Die Lehre daraus 
ist, dass konzertierte Aktionen zum Erfolg 
führen können, dessen langfristiger Erhalt 
aber adäquate Institutionen braucht.

Auch in Bezug auf Verwaltung und 
Umsetzung gab es Schwachpunkte in jedem 
Stadium der MDGs von der Formulierung 
der Agenda über den Aufbau von Kapazi-
täten für die Implementierung bis hin zu 
Monitoring und Evaluierung. Der gesamte 
Prozess war weitgehend vorbestimmt – die 
globalen Diskussionen, die ihn begleiteten, 
schlugen sich kaum darin nieder. Bei den 
SDGs soll das besser laufen.

Eine wichtige Erkenntnis besteht da-
rin, dass die MDGs nicht vielseitig genug 
waren. Sie konnten die notwendige Trans-
formation nicht herbeiführen. Indem sie 
sich auf bestimmte Bereiche konzentrier-
ten, in denen schnelle Ergebnisse möglich 
waren, beachteten sie übergeordnete The-
men wie Klimawandel und Ungleichheit zu 
wenig. So waren die erzielten Fortschritte 
denn auch weniger befriedigend als erhofft.

Weitgehend außer Acht gelassen wur-
de die Frage, wie Erfolgsgeschichten wie-
derholt und ausgeweitet werden könnten. 
Koordinierte Investitionen in Gesundheit, 
Bildung, Landwirtschaft und Infrastruk-
tur führen zu wichtigen Synergien. Erfolge 
in der Landwirtschaft gehen zum Beispiel 
Hand in Hand mit dem Bemühen um besse-
re Ernährung, und höhere Bildung für Mäd-
chen senkt das Bevölkerungswachstum. Ge-
sündere Kinder lernen besser und besuchen 
die Schule regelmäßiger; Schulen lehren 
Gesundheitsbewusstsein; Infrastruktur wie 
Strom und Wasser verbessern sowohl die 
Gesundheit als auch die Bildung. Allerdings 
wirken sich Rückschläge in einem Bereich 
auch auf alle anderen Bereiche aus.

Eine Rolle spielt auch das Versagen 
der internationalen Gebergemeinschaft, 
ihrer Verpflichtung nachzukommen, die 
staatliche Entwicklungshilfe (official deve-
lopment assistance – ODA) auf 0,7 Prozent 
des Bruttonationaleinkommens (BNE) zu 
erhöhen. Die Gruppe der 29 Geberländer 
innerhalb der OECD kam 2016 nur auf 
eine ODA-Quote von 0,32 Prozent ihres 
kombinierten BNE. Dadurch fehlten rund 

170 Milliarden Dollar an Entwicklungshilfe. 
Diese Finanzierungslücke wirkte sich direkt 
auf die Umsetzung der MDGs in Entwick-
lungsländern aus.

Herausforderungen für die neue 
Agenda

Ziel der Agenda 2030 ist eine gesellschaft-
liche Transformation. Sie geht weit darüber 
hinaus, Armut im nationalen sozioökono-
mischen Kontext zu bekämpfen. Ziel ist die 
Rettung der Erde. Nachhaltige Entwicklung 
bedeutet, Erträge zu teilen und Resilienz 
aufzubauen. Die Menschheit braucht Wirt-
schaftswachstum innerhalb der planetaren 
Grenze und ohne jemanden auszuschlie-
ßen.

Doch auch an den SDGs gibt es einige 
Kritik. Sie reicht vom halbgaren Konzept 
über Implementierungsprobleme bis zu Un-
klarheiten in der Verwaltung. Die Ziele sind 
zwar klar definiert, nicht aber die Wege, um 
sie zu erreichen. Daher ist es wichtig, dass 
die Maßnahmen zur Implementierung tech-
nisch realisierbar und finanziell erschwing-
lich sind und vor allen Dingen die Umwelt 
nicht belasten. Die Verantwortlichen stehen 
in diesem Sinne vor großen Herausforde-
rungen.
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Verbesserung in vielen Bereichen

Nach Ablauf des gesteckten 
Zeitraums von 15 Jahren zum 
Erreichen der Millenniums
entwicklungsziele (Millennium 
Development Goals – MDGs) 
zogen die UN 2015 in einem 
Abschlussbericht eine umfas-
sende Bilanz mithilfe von Daten 
zahlreicher UN-Organisationen. 
Der Trend war durchweg positiv.

Ziel 1: Beseitigung der 
extremen Armut und des 
Hungers

Die extreme Armut ging deut-
lich zurück. 1990 lebte fast die 
Hälfte der Bevölkerung der 
Entwicklungsländer von weni-
ger als 1,25 US-Dollar pro Tag. 
Ihr Anteil betrug 2015 noch 
14 Prozent. Weltweit fiel die 
Zahl der extrem Armen zwi-
schen 1990 und 2015 um mehr 
als die Hälfte, von 1,9 Milliar-
den auf 836 Millionen. Der An-
teil unterernährter Menschen 
war seit 1990 um beinahe die 
Hälfte zurückgegangen. Die 
Zahl der Erwerbstätigen, die 
der Mittelschicht angehören 
und eine Kaufkraft von mehr 
als vier Dollar pro Tag und Kopf 
haben, verdreifachte sich 1991 
bis 2015 fast.

Ziel 2: Verwirklichung der 
allgemeinen Grundschul-
bildung

In den Entwicklungsländern 
stieg die Einschulungsquote 
im Grundschulbereich zwi-
schen 2000 und 2015 von 83 
auf 91 Prozent. Im selben Zeit-
raum sank die Zahl der Kinder 
im Grundschulalter, die keine 
Schule besuchten, weltweit 
fast um die Hälfte, von 100 auf 

schätzungsweise 57 Millionen. 
Die größten Fortschritte wur-
den südlich der Sahara erzielt.

Ziel 3: Förderung der 
Gleichstellung der 
Geschlechter

2015 besuchten viel mehr Mäd-
chen eine Schule als 15 Jahre 
zuvor. Alle Entwicklungsländer 
haben die Zielvorgabe erreicht, 
Geschlechterdisparitäten in 
der Grund- und Sekundarstufe 
und im tertiären Bildungsbe-
reich zu beseitigen. In Südasien 
kamen 1990 auf 100 Jungen, die 
die Grundschule besuchten, 
nur 74 Mädchen. 2015 waren es 
103 Mädchen je 100 Jungen.

Ziel 4: Senkung der Kinder-
sterblichkeit

Zwischen 1990 und 2015 sank 
die Sterblichkeitsrate von Kin-
dern unter fünf Jahren weltweit 
um mehr als die Hälfte, von 90 
auf 43 Sterbefälle je 1000 Le-
bendgeburten. In absoluten 
Zahlen war das ein Rückgang 
von 12,7 Millionen auf knapp 
6 Millionen. Masernimpfungen 
verhinderten zwischen 2000 
und 2013 fast 15,6 Millionen To-
desfälle. Die Zahl der weltweit 
gemeldeten Masernfälle sank 
in diesem Zeitraum um 67 Pro-
zent.

Ziel 5: Verbesserung der 
Müttergesundheit

Die Müttersterblichkeitsrate 
ging weltweit um 45 Prozent 
zurück. 2014 wurden über 
71 Prozent der Geburten welt-
weit von medizinischem Fach-
personal betreut, 1990 waren es 
nur 59 Prozent.

Ziel 6: Bekämpfung von HIV/
Aids, Malaria und anderen 
Krankheiten

Die Zahl der HIV-Neuinfek-
tionen sank zwischen 2000 
und 2013 um rund 40 Prozent, 
von schätzungsweise 3,5 auf 
2,1 Millionen Fälle. Im Juni 2014 
bekamen weltweit 13,6 Millio-
nen HIV-Infizierte antiretrovi-
rale Medikamente. 2003 galt 
das nur für 800 000 Patienten. 
Zwischen 2000 und 2015 wur-
den über 6,2 Millionen Malaria
todesfälle abgewendet, haupt-
sächlich bei Kindern unter fünf 
Jahren im südlichen Afrika. Die 
weltweite Malaria-Inzidenz-
rate sank um schätzungsweise 
37 Prozent, die Sterblichkeits-

rate um 58 Prozent. Zwischen 
2000 und 2013 wurden durch 
Tuberkuloseprävention und 
-behandlung etwa 37 Millionen 
Menschenleben gerettet. Die 
Tuberkulose-Sterblichkeitsrate 
fiel zwischen 1990 und 2013 um 
45 Prozent, die Prävalenzrate 
um 41 Prozent.

Ziel 7: Sicherung der ökolo-
gischen Nachhaltigkeit

Land- und Meeresschutzge-
biete haben seit 1990 in vielen 
Regionen erheblich zugenom-

men. In Lateinamerika und 
der Karibik stieg der Anteil der 
geschützten Landgebiete zwi-
schen 1990 und 2014 von 8,8 
auf 23,4 Prozent der Landflä-
che. 2015 haben 91 Prozent der 
Weltbevölkerung Zugang zu 
sicherem Trinkwasser – gegen-
über 76 Prozent im Jahr 1990. 
Das entspricht 2,6 Milliarden 
Menschen. Weltweit haben 147 
Länder das Trinkwasserziel, 95 
das Sanitärversorgungsziel und 
77 Länder beide Ziele erreicht.

Ziel 8: Aufbau einer 
weltweiten Entwicklungs-
partnerschaft

Die öffentliche Entwicklungs-
hilfe (ODA – official develop-

ment assistance) stieg von 2000 
bis 2014 real um zwei Drittel auf 
135,2 Milliarden Dollar. Däne-
mark, Luxemburg, Norwegen, 
Schweden und das Vereinigte 
Königreich lagen 2014 über 
dem UN-ODA-Zielwert von 
0,7 Prozent der Wirtschaftsleis
tung.� Sabine Balk

Link

Millenniumsentwicklungsziele 

Bericht 2015:

http://www.un.org/depts/german/

millennium/MDG%20Report%20

2015%20German.pdf

MDG-Erfolg: Die Anzahl an Meeres-, Küsten- und Landschutzzonen wie 

hier nahe dem Kap der guten Hoffnung in Südafrika hat sich vergrößert.
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Die Vernichtung von Moskitolarven 
ist die beste Prävention

Früher war Malaria in Botswana ein riesiges 
Problem. In den 1950er Jahren leitete das 
südafrikanische Land Maßnahmen gegen die 
Ausbreitung der Krankheit ein – und erzielte 
damit insbesondere in den letzten Jahren 
beachtliche Erfolge.

Von Meekaeel Siphambili

Malaria, die durch die weibliche Anopheles-
Mücke übertragen wird, stellt viele Länder 
des globalen Südens vor große Herausfor-
derungen, vor allem in Afrika. Zwar gab es 
bereits Fortschritte im Kampf gegen die 
Krankheit. Aber die Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) warnt vor einer Stagnation. 
Das Millenniums-Entwicklungsziel über 
die Reduzierung der Malariafälle wurde 
erreicht, weltweit ging die Zahl der Erkran-
kungen zwischen den Jahren 2000 und 2015 
um 37 Prozent zurück. Aber seither sind 
die Infektionsraten wieder gestiegen. Laut 
WHO kommen in Afrika 90 Prozent aller 
weltweiten Malariafälle vor und 91 Prozent 
aller Malaria-Todesfälle.

Botswana hat die notwendigen Maß-
nahmen ergriffen. Bereits in den 1950er Jah-
ren begann die Regierung mit der Kontrolle 
der Krankheit, wie Kabo Garegae vom Nati-
onalen Malaria-Programm (NMP) berichtet. 
1974 wurde ein umfassendes Programm 
gestartet. Trotzdem habe es in den Jahren 
1996, 1997, 2006 und 2013 „sporadische Epi-
demien“ gegeben, sagt Garegae. Vor allem in 
der Regenzeit zwischen November und Mai 
steigt das Risiko einer Ansteckung. Aber dank 
des NMP konnte die Zahl der Erkrankungen 
in dem 2,3-Millionen-Einwohner-Land von 
8056 im Jahr 2000 auf 456 im Jahr 2013 redu-
ziert werden – ein Rückgang um 94 Prozent.

Nutzung von Insektiziden

Ein Politikwechsel im Jahr 2010 erwies sich 
als effektiv. Hauptgrund war die Einführung 
des Insektizids Dichlorodiphenyltrichloret
han (DDT) zur Nutzung als Spray in Häusern 
sowie an den Brutstätten der Moskitos. Mos-

kitonetze über Betten haben sich als bester 
Schutz vor den Stechmücken erwiesen und 
sind in Botswana weit verbreitet. Sind die 
Netze mit dem Insektizid LLIN imprägniert, 
sterben die Moskitos, sobald sie auf dem 
Netz landen.

Eine weitere erfolgreiche Maßnahme 
war die Fortbildung von Angestellten im 
Gesundheitssektor. In Zusammenarbeit mit 
der WHO und anderen Partnern bietet das 
NMP Kurse an, damit die Diagnosen und die 
Behandlung von Malaria verbessert werden.

In Botswana gibt es 674 Gesundheits-
zentren und 900 Stationen für mobile Kli-

niken. Zudem gehen Teams der Gesund-
heitsbehörden in die Dörfer, dabei wird 
jedes Dorf erreicht. Zur Aufklärung tragen 
auch Radiosender bei. In besonders von Ma-
laria betroffenen Gegenden wurden Werbe-
flächen in Bussen für Kampagnen genutzt, 
und dank der Verbreitung von Mobiltele-
fonen erreichen Informationen inzwischen 
noch mehr Menschen.

In den Kampagnen wird empfohlen, 
Moskitosprays zu benutzen und abends, 
wenn die Mücken aktiv sind, den Körper 
vollständig mit Kleidung zu bedecken. 

Auch das Sauberhalten des Wohnumfelds 
ist wichtig. „Alte Reifen, leere Dosen und 
andere Gegenstände, in denen sich Was-
ser sammeln kann, sind ideale Brutstätten 
für Moskitos“, sagt Garegae. Dies sei inzwi-
schen den meisten Menschen in Botswana 
bewusst. „Die Larven zu töten ist die beste 
Vorbeugung gegen Malaria“, sagt der NMP-
Vertreter.

Die meisten Malariagebiete in Botswa-
na befinden sich im Nordwesten des Lan-
des, wo die Flüsse das ganze Jahr über einen 
hohen Wasserpegel haben. Für Menschen, 
die in Malariagebiete reisen, sei die Prophy-
laxe wichtig. Den dort lebenden Schwange-
ren wird geraten, bis sechs Wochen vor der 
Entbindung Medikamente gegen Malaria 
einzunehmen, da die Krankheit Schwan-
gere und ungeborene Kinder besonders ge-
fährdet.

„Abgelegene Gegenden, die schwer zu 
erreichen sind, waren schon immer eine He-
rausforderung“, sagt Garegae. „Aber wir ha-

ben dieses Problem durch mobile Kliniken 
gelöst.“ Sie bringen Medikamente und me-
dizinisches Personal dorthin.

Der WHO-Vertreter Kentse Moakofhi 
bestätigt Botswanas Erfolge: „Die Stati-
stiken beweisen, dass Botswana es geschafft 
hat, Malaria zu bekämpfen.“

Meekaeel Siphambili 
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Impfungen für Afrika

Seit die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
1974 das Expanded Programme on Immuni-
sation (EPI) eingeführt hat, gibt es in Afrika 
deutlich weniger Krankheiten. Dieser Aufsatz 
behandelt einige der wichtigsten Erfolge 
sowie politische und technische Hinter-
gründe.

Von Benjamin M. Kagina, Hannah Hussey, 
Rudzani Muloiwa und Gregory D. Hussey

Dank des EPI wurde Immunisierung zum 
integralen Bestandteil des Gesundheitssek-
tors afrikanischer Länder. Zunächst wurden 
Kinder gegen sechs Krankheiten geimpft: 
Diphtherie, Keuchhusten, Tetanus, Polio, 
Tuberkulose und Masern. Über die Jahr-
zehnte wurden die Impfprogramme immer 
besser. Heute gibt es in Afrika zusätzlich 
Schutzimpfungen gegen folgende sechs 
Krankheiten: Röteln, Hepatitis B, Haemo-
philus influenzae, Rotavirus, Pneumokok-
ken und Gebärmutterhalskrebs.

Dass man Infektionskrankheiten wie 
Polio und Masern in Afrika in den Griff 
bekommen hat, gilt als Erfolg des EPI. Na-
türlich ist es für das Gelingen solcher Pro-
gramme entscheidend, wie effizient und 
kompetent nationale Institutionen agieren 
– politische Instabilität und andere Pro-
bleme können dies beeinträchtigen.

Die nationale Impfquote wird an-
hand der Anzahl der Säuglinge im Land 
bemessen, die drei Mal den Impfstoff DPT3 
erhalten haben. DPT3 schützt vor Diph-
therie, Keuchhusten und Tetanus. EPI hat 
den Impfschutz in afrikanischen Ländern 
deutlich erhöht: Noch 1974 erhielten weni-
ger als fünf Prozent der Kinder in Afrika die 
notwendigen drei Gaben DPT3. 2000 waren 
es 52 Prozent, 2015 schließlich 76 Prozent. 
Auch sterben sehr viel weniger Menschen 
an Masern. Neue lebensrettende Impfstoffe 
wurden mit großem Erfolg eingeführt, etwa 
in Südafrika, wo dank der Einführung der 
Rotavirus-Impfung innerhalb eines Jahres 
60 Prozent weniger Kinder unter fünf in die 
Klinik mussten.

Die größte Errungenschaft ist jedoch, 
dass schwere Gesundheitsrisiken eliminiert 
werden konnten oder kurz vor der Elimi-

nierung stehen. Ein erster Triumph war die 
Ausrottung der Pocken. Der letzte bekannte 
natürliche Pockenfall wurde 1977 in Somalia 
gemeldet, 1980 erklärte die WHO die Welt 
für pockenfrei. Wichtige Erkenntnisse aus 
der Bekämpfung der Krankheit konnten für 
EPI genutzt werden:

●● erfolgreiche Impfprogramme erfor-
dern starke Systeme zur Krankheitsüberwa-
chung, weil man ganz genau wissen muss, 
wie Infektionen sich ausbreiten, und Ge-

sundheitseinrichtungen zügig auf neu auf-
tretende Fälle reagieren müssen,

●● Impfprogramme sollten durch ergän-
zende Maßnahmen, wie umfassende Auf-
klärung, unterstützt werden,

●● technische Innovation ist enorm wich-
tig. Generell bedarf es Kapazitätsaufbau, 
politischer Zusagen, internationaler Zusam-
menarbeit und angemessener Ressourcen. 
Das funktioniert nur, wenn Gesundheits-
systeme effizient gestaltet und verwaltet 
werden. Ihre maximale Wirkung können 
Impfstoffe nur bei einer hohen Durchimp-

fungsrate entfalten: auf Bezirks-, Provinz-, 
und nationaler Ebene sowie innerhalb einer 
Weltregion.

Krankheiten ausmerzen

Mittlerweile wurde auch das Poliovirus fast 
ausgerottet. Vor dem EPI gab es drei Ar-
ten von Polio-Wildviren (WPV1, WPV2 und 
WPV3), die Lähmung und Tod von Millio-
nen von Kindern verursachten. Die verbes-
serten Polio-Impfungen führten zu deutlich 
weniger Fällen von Lähmung durch Polio. 
Trotzdem wurden in den späten 1980er 
Jahren in Afrika immer noch mehr als 1000 
Kinder täglich in Folge der Krankheit ge-
lähmt. Seit 1999 ist WPV2 ausgerottet. WPV3 

wurde zuletzt 2012 gemeldet. Von 2014 bis 
2015 wurde nicht eine wilde Polio-Infektion 
in Afrika registriert. Dennoch wurde ein 
Ausbruch von WPV1 zuletzt im August 2016 
in Nigeria gemeldet.

Impfungen gegen Polio sind nicht 
ohne. Die traditionell verwendete Impfung 
mit dem trivalenten oralen Polioimpfstoff 
tOPV enthält ein geschwächtes, aber le-
bendes WPV2-Virus. Selten mutiert es und 
verursacht – meist in unterimpften Popula-
tionen – vom Impfstoff abgeleitete Polio. Zu 
solchen Einzelfällen kam es 2017 und 2018 Fo
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Ein sambisches Kind wird gegen Diphtherie, Keuchhusten und Tetanus geimpft.
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in Somalia und der Demokratischen Repu-
blik Kongo. Heute sind bessere Impfstoffe 
verfügbar, tOPV wird nach und nach abge-
setzt. Afrika ist dabei, Polio ausrotten.

Jedes Jahr starben mehrere tausend 
Kinder in Afrika an mütterlichem und früh-
kindlichem Tetanus (MTN). Meist kommt es 
bei nicht ordnungsgemäß durchgeführten 
Geburten zu Infektionen, die durch eine 
Impfung vermeidbar wären. 43 der 54 afri-
kanischen Länder hatten Tetanus bis zum 
Januar 2018 ausgerottet. Impfprogramme 
und ein guter Zugang zu Gesundheitsver-
sorgung sind zentral.

Auch der Kampf gegen Meningitis 
schreitet voran. Es gibt weltweit verschie-
dene Arten des Bakteriums, von dem ein 
spezifischer Typ (Meningococcal A) in der 
Vergangenheit tausende Afrikaner tötete. 
Am schlimmsten betroffen sind die 26 Län-
der im sogenannten „Meningitis-Gürtel”, 
von Senegal bis Äthiopien, wo es alle paar 
Jahre Epidemien gibt. 1996/97 starben bei 
einem Ausbruch 25 000 Menschen, zehn 
Prozent der Infizierten. Die afrikanischen 
Regierungen erklärten die Meningitis-Prä-
vention daraufhin zur obersten Priorität.

Internationale Partner wie die WHO, 
die Bill und Melinda Gates-Stiftung sowie 
die US-amerikanischen Zentren für Seu-
chenkontrolle und -prävention unterstütz-
ten sie dabei. Das Meningitis Vaccine Pro-
ject wurde ins Leben gerufen, ein Projekt 
zur Immunisierung gegen Meningitis, das 
Serum Institute of India (SSI) begann mit 
der Impfstoffentwicklung und konnte Men-
AfriVac® für einen halben Dollar pro Dosis 
produzieren. Den Preis für diesen ersten 
speziell für Afrika entwickelten Impfstoff 
legten die afrikanischen Gesundheitsmi
nister fest.

Der Weg zum Erfolg

2010 wurde MenAfriVac® im Meningitis-
Gürtel eingeführt. Bis 2017 wurden mehr als 
270 Millionen Menschen geimpft – mit rie-
sigem Erfolg: Es wird berichtet, dass es in 
den 21 Ländern, die den Impfstoff verwen-
den, 99 Prozent weniger Meningitis-Fälle 
der Gruppe A-Bakterien gab. Bis 2020 sol-
len mehr als 400 Millionen Menschen mit 
MenAfriVac® geimpft werden – dadurch 
werden eine Million Fälle von Meningitis 
A und somit rund 150 000 Todesfälle und 
250 000 Fälle schwerer Behinderung ver-
hindert.

Die internationale Zusammenarbeit 
erwies sich in vielerlei Hinsicht als uner-
lässlich. Tatsächlich regten multilaterale 
Programme häufig auch afrikanische Maß-
nahmen an, wobei EPI nicht die einzige war. 
Erwähnenswert sind auch:

●● die Globale Initiative zur Ausrottung 
von Polio, die die WHO 1988 ins Leben rief,

●● die von privaten und öffentlichen Or-
ganisationen unterstützte Children’s Vac-
cine Initiative von 1991, mit spezieller Ziel-
gruppe Kinder, geleitet von WHO, UNICEF, 
UNDP, Weltbank und Rockefeller-Stiftung,

●● die UN-Millenniumsentwicklungs-
ziele (Millennium Development Goals – 
MDGs) von 2000,

●● die Global Immunisation Vision and 
Strategy (GIVS) 2006,

●● der globale Impfaktionsplan (Global 
Vaccine Action Plan – GVAP) der WHO von 
2012 und

●● die Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals – SDGs) ab 
2016.

Im Rahmen des GVAP haben sich 
Staats- und Regierungschefs – unter an-
derem aus Afrika – verpflichtet, bis 2020  
einen nationalen Impfschutz von 90 Prozent 
zu erreichen. Dazu haben die afrikanischen 
Regierungschefs 2016 in Addis Abeba den 
recht ehrgeizigen Regional Strategic Plan 
for Immunisation (RSPI) verabschiedet, die 
meist als Addis Declaration on Immunisa
tion (ADI) bezeichnet wird.

Die Mobilisierung von Ressourcen 
auf nationaler, regionaler und globaler Ebe-
ne ist mühsam. Bedeutsam war daher die 
Gründung der Globalen Impfallianz (Global 
Alliance for Vaccines and Immunization 
– GAVI) durch die Gates-Stiftung im Jahr 
2000 mit einer Spende von 750 Millionen 
Dollar. Einen Teil der Impfkosten tragen je-
doch die afrikanischen Länder.

Um die Impf-Akzeptanz zu stärken, 
feiern seit 2011 immer mehr Länder die Af-
rican Vaccine Week. Auf technischer Ebene 
hat die Zusammenarbeit bei der Krankheits-
überwachung große Fortschritte gemacht. 
1998 entschied man sich zur Einrichtung des 
Integrated Disease Surveillance Systems in 
Afrika, außerdem wurden Überwachungs-
netze für einzelne Krankheiten eingerichtet, 
wie etwa das Africa Rotavirus Surveillance 
Network. Seit 2006 hat es das Ziel, verläss-
liche Informationen über Krankheiten in 
einer Region zu liefern und evidenzbasierte 
Entscheidungen zu erleichtern.

Forschung ist unverzichtbar. Um den 
Erfolg zu maximieren, müssen alle Kennt-
nisse sorgfältig überprüft werden. Tech-
nisch ist das sehr anspruchsvoll, auch weil 
innovative Methoden getestet werden. Die 
Forschung zu durch Immunisierung ver-
meidbaren Krankheiten in der Region hat 
sich von 1974 bis 2017 enorm entwickelt. Sie 
konzentriert sich in der jeweiligen Region 
auf die Krankheiten, die auf dem ganzen 
Kontinent auf der Prioritätenliste stehen.

Trotz großer Erfolge ist Afrika längst 
nicht in der Lage, die Möglichkeiten, die 
die vorhandenen Impfstoffe bieten, opti-
mal zu nutzen. Die Impfquote liegt wei-
terhin unter den angestrebten 90 Prozent 
und die Finanzierung der lebensrettenden 
Impfstoffe hängt von GAVI ab. Es muss sich 
noch einiges tun. Mehr Geld und stärkeres 
Engagement der nationalen Regierungen 
in der Region sind nötig. Auch müssen Im-
munisierung und entsprechende Lösungen 
weiter erforscht werden.
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Geringes Medieninteresse an guter 
Nachricht

Anfang Mai wurde ein Ebola-Ausbruch in der 
Demokratischen Republik Kongo gemeldet. 
Bislang war so etwas nur im ländlichen 
Raum vorgekommen, wo die Seuche leichter 
zu kontrollieren ist. Diesmal war dagegen die 
Stadt Mbandaka mit rund einer Million Men-
schen betroffen. Experten warnten, auch im 
zehnmal größeren Kinshasa könne es bald 
Infektionen geben.

Von Hans Dembowski

Durch die Ebola-Epidemie in den westafri-
kanischen Ländern Guinea, Liberia und Si-
erra Leone wurden von 2014 bis 2016 rund 
28 000 Menschen infiziert, von denen etwa 
40 Prozent starben. Offensichtlich hatten 
internationale Institutionen – vor allem die 
Weltgesundheitsorganisation (World Health 
Organization – WHO) – zu langsam reagiert 
und verhinderten die Ausbreitung der Seu-
che nicht rasch genug.

Ende Mai meldeten die internationa-
len Medien aber, im Kongo liefen die Dinge 
besser. Der Londoner Economist lobte etwa 
die WHO ausdrücklich für schnelles und 
kompetentes Handeln. Auch die örtlichen 
Behörden und internationale zivilgesell-
schaftliche Organisationen reagierten zü-
gig. Alle Beteiligten stimmten sich ab und 
agierten gemeinsam.

Ende Juni teilte die WHO dann mit, 
der Ebola-Ausbruch sei „weitgehend im 
Griff“. Aus Sicht vieler Journalisten war das 
keine Spitzenmeldung. Ihnen gilt als nor-
mal, wenn Institutionen ihren Aufgaben 
gerecht werden. Manchmal ist es ein gutes 
Zeichen, wenn es keine Schlagzeilen gibt.

Es war hilfreich, dass es im Kongo 
schon öfter Ebola-Ausbrüche gab. Die Be-
hörden dort sind tendenziell chaotisch 
und das Gesundheitswesen ist überfordert. 
Es kennt sich aber mit Ebola-Risiken aus. 
Die Krankheit wurde hier zum ersten Mal 
diagnostiziert und trägt den Namen eines 
Flusses. Der Arzt Jean-Jacques Muyembe, 
der an der historischen Erstdiagnose betei-
ligt war, sagte der BBC im Mai zuversicht-

lich: „Wir beenden diesen Ebola-Ausbruch 
so schnell wie möglich.“

Auch medizinischer Fortschritt hat 
geholfen. Es gibt ein innovatives Impfmit-
tel. Die WHO hat es in Kooperation mit 
örtlichen Ämtern, UNICEF, Ärzte ohne 
Grenzen und der Impfallianz Gavi verwen-
det. Die Partner verfolgten dabei ein unge-
wöhnliches Konzept: Sie versuchten nicht, 
die Bevölkerung generell zu immunisieren, 
sondern nur die Menschen, die Kontakt mit 
Patienten hatten. Diese „Ring“-Strategie 
war aus mehreren Gründen sinnvoll:

●● Es ging darum, die Ausbreitung der 
Krankheit zu stoppen.

●● Die Vorräte des Impfstoffs waren be-
grenzt.

●● Die klinischen Tests waren nicht ab-
geschlossen und Nebenwirkungen nicht 
auszuschließen. Dennoch waren die Imp-
fungen zu verantworten, denn eine Ebola-
Infektion verläuft oft tödlich und wäre si-
cherlich gefährlicher gewesen.

Nature, die angesehene wissenschaft-
liche Zeitschrift, berichtete zudem vom Ein-
satz eines neuen gentechnischen Diagno-
semittels. Früher dauerte es Tage, bis das 
Ergebnis einer Ebola-Untersuchung fest-

stand. Heute gibt das Labor innerhalb von 
Stunden Bescheid.

Dass es jetzt keine Probleme mehr ge-
ben wird, kann selbstverständlich niemand 
garantieren. WHO-Sprecher Tarik Jasarevic 
warnte im Juni, eine einzige Neuinfektion 
könne zu einer schnell eskalierenden Krise 
führen. Es sei nötig, die Lage aufmerksam 
zu beobachten. Er riet zu Vorsicht.

Das stimmt – Vorsicht ist bei einer 
Krankheit wie Ebola immer nötig. Dennoch 
ist ermutigend, was im Kongo geschehen 
ist. Örtliche und internationale Organisati-
onen haben kompetent gehandelt und sich 
dabei wissenschaftlichen Fortschritt zunut-
ze gemacht.

August gab es dann neue Ebola-Mel-
dungen – aber diesmal aus der Gegend um 
Goma, ganz im Osten des Landes. Die offizi-
ellen Angaben, dass dieser Ausbruch nichts 
mit dem in Mbandaka zu tun hat, sind plau-
sibel. Ihn in den Griff zu bekommen, dürf-

te schwieriger werden, denn im Osten des 
Kongos sind diverse Milizen aktiv und schü-
ren immer wieder Gewalt. Laut Internatio-
nal Rescue Committee ist die Lage schlecht. 
Probleme in Goma machen aber Erfolge in 
Mbandaka nicht ungeschehen – und es wäre 
gut, wenn die Medien diese Nachricht auch 
transportieren würden.
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Ende Mai in 

Mbandaka eine 

Impfung vor. 
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20 Jahre länger leben

Die Weltbevölkerung wächst langsamer als 
früher, weil die Geburtenrate in den meisten 
Ländern gesunken ist. Die Lebenserwartung 
ist derweil deutlich gestiegen. Überbevölke-
rung ist ein ernstes Thema – aber weniger 
bedrohlich, als Prognosen in früheren Jahr-
zehnten behaupteten. Alisa Kaps vom Berlin-
Institut für Bevölkerung und Entwicklung 
erläutert den Stand der Dinge.

Alisa Kaps im Interview mit Hans Dembow-
ski

Warum können wir relativ sicher sein, dass 
die Weltbevölkerung in den kommenden 
Jahrzehnten aufhören wird zu wachsen?
Global gesehen bekommen Frauen heute 
im Schnitt nur noch halb so viele Kinder 
wie in den 1960er Jahren. In über 80 Län-
dern liegen die Geburtenziffern heute un-
ter dem sogenannten bestandserhaltenden 
Niveau von 2,1 Kindern je Frau, bei dem die 
Bevölkerung ohne Zuwanderung aufhört 
zu wachsen. Das weltweite relative Bevöl-
kerungswachstum hat sich dadurch bereits 
halbiert, auch wenn die absolute Zahl der 
Menschen noch um etwa 70 Millionen Men-
schen pro Jahr steigt.

Ist der Trend zu geringeren Kinderzahlen 
stabil?
Ja, er dürfte sich auch in Zukunft fortset-
zen, insbesondere in den am wenigsten 
entwickelten Ländern, wo Frauen heute 
im Mittel noch mehr als vier Kinder be-
kommen. Wenn die Geburtenziffern in 
diesen Ländern in dem Tempo sinken, 
wie sie in der Vergangenheit weltweit ge-
sunken sind, könnte das weltweite Bevöl-
kerungswachstum laut UN-Prognosen in 
der zweiten Hälfte des Jahrhunderts aus-
klingen. Sollte dieser Fertilitätsrückgang 
allerdings langsamer vonstattengehen, 
könnte das Wachstum auch noch über das 
Ende dieses Jahrhunderts hinaus anhal-
ten. Wie bald die Weltbevölkerung aufhört 
zu wachsen, hängt also von den ärmsten 
Ländern ab.

Weshalb bekommen Frauen heute weniger 
Kinder?

Die Kinderzahlen gehen immer dann zu-
rück, wenn sich die Lebensbedingungen der 
Menschen verbessern. Durch eine bessere 
Ernährung und Gesundheit sinkt zunächst 
die Sterblichkeit, vor allem unter Klein-
kindern. Durch ein steigendes Bildungsni-
veau – insbesondere von Frauen – und mehr 
Möglichkeiten zu individueller Lebenspla-
nung sinken später auch die Geburtenraten. 
Zudem entstehen mit wachsendem Wohl-
stand Rentensysteme, welche die Rolle der 
Kinder für die Altersvorsorge übernehmen. 
Während Industrieländer wie Deutschland 
diese Entwicklung bereits durchlaufen ha-
ben und die Kinderzahlen auf einem nied-
rigen Niveau von etwa 1,5 Kindern pro Frau 
liegen, stehen wenig entwickelte Länder 
noch am Anfang dieses Wandels.

Welche Rolle spielen höhere Lebenserwar-
tungen für das Bevölkerungswachstum?
Die Lebenserwartung ist in den letzten 
Jahrzehnten global stetig gestiegen und das 

trägt zum Bevölkerungswachstum bei. Im 
Schnitt leben die Menschen heute über 20 
Jahre länger als noch Mitte des 20. Jahrhun-
derts. Einerseits überstehen viel mehr Kin-
der ihre ersten Lebensjahre, andererseits 
haben dank besserer Nahrungs- und Ge-
sundheitsversorgung auch ältere Menschen 
an Lebenszeit hinzugewonnen. Wer in den 
Industrienationen das Rentenalter erreicht 
und somit schon viele Sterberisiken hinter 
sich gelassen hat, hat heute im Schnitt etwa 
20 weitere Lebensjahre vor sich. Auch die 
wenig entwickelten Länder verzeichnen sol-
che Zugewinne.

Greifen diese Trends auch südlich der Sa-
hara?
Ja, aber vergleichsweise langsam. In Sub-
sahara-Afrika hat sich die Kindersterblich-
keit in den letzten 50 Jahren aufgrund ver-
besserter Hygiene und Gesundheit bereits 
mehr als halbiert. Vielerorts wurde das vor 
allem durch Interventionen von außen er-
möglicht, durch Impfprogramme, sauberes 
Trinkwasser oder Nahrungsmittelhilfen. 
Doch das Absinken der Fertilitätsraten auf-
grund verbesserter Lebensperspektiven, das 
normalerweise etwa eine Generation später 
einsetzt, verläuft in den Ländern südlich der 
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Ghanaische Großmutter mit Enkelkindern – die Geburtenraten sind gesunken, aber die 

Lebenserwartung ist gestiegen. 
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Sahara bislang deutlich langsamer, als es in 
anderen Weltregionen in der Vergangen-
heit der Fall war. Teilweise bleibt diese An-
schlussentwicklung sogar fast gänzlich aus. 
Solange die Geburtenziffern in den Ländern 
südlich der Sahara weiter auf hohem Niveau 
verharren, wird die Bevölkerung dort rasant 
wachsen. Bis zur Mitte des Jahrhunderts 
dürfte sich die Zahl der Menschen in der Re-
gion von heute etwa einer Milliarde auf zwei 
Milliarden verdoppeln. Ob diese Menschen 
dann in ihren Heimatländern überhaupt 
friedlich leben und ausreichend versorgt 
werden können, ist eine offene Frage.

Müssen wir uns Sorgen über Überbevölke-
rung machen, obwohl der Wendepunkt in 
Sicht ist?
In einigen Regionen ist das hohe Bevölke-
rungswachstum sicher ein Problem. In den 
Sahelländern etwa leben viele Menschen 
heute noch überwiegend als Subsistenz-
bauern oder Nomaden. Ihre Lebensweise 
wird durch den Klimawandel zunehmend 
schwieriger und der geringe Bildungsstand 
verhindert wirtschaftliche Entwicklung 

in anderen Sektoren. Gemessen an dem 
Entwicklungsstand übersteigt die Bevöl-
kerungszahl dieser Länder schon heute die 
Tragfähigkeit der Gebiete. Es gibt aber noch 
eine andere Form der Überbevölkerung: In 
den Industrienationen liegen Ressourcen-
verbrauch und Schadstoffemissionen – etwa 
von Klimagasen – weit über dem Niveau, 
das für stabile Ökosysteme erträglich wäre. 
Solange sich dort der Konsum nicht deut-
lich reduziert, sieht es um die Zukunft der 
Menschheit düster aus.

Was muss die Politik beachten?
Die Regierungen der Industrieländer müs-
sen die Transformation zur Nachhaltigkeit 
vorantreiben – und sie müssen sich dafür 
einsetzen, dass in den Ländern mit hohen 
Kinderzahlen verstärkt in Familienplanung 
und Bildung investiert wird. Ein besserer Bil-
dungsstand ist der wichtigste Hebel, um den 
Kreislauf aus anhaltender Armut und hohem 
Bevölkerungswachstum zu durchbrechen. 
Zudem gilt es, Arbeitsplätze zu schaffen, da-
mit die große Zahl an jungen Menschen auch 
eine Zukunftsperspektive hat. Erst wenn die 

Menschen ihr eigenes Leben planen können, 
sinken auch die Kinderzahlen. Das umzuset-
zen liegt vor allem in der Verantwortung der 
nationalen Regierungen. Aber sie sind auch 
auf finanzielle Unterstützung von außen an-
gewiesen, um den Infrastrukturausbau im 
Bildungs- und Gesundheitsbereich voranzu-
bringen und Arbeitsplätze zu schaffen. Ohne 
die Hilfe der internationalen Gebergemein-
schaft wird sich das Bevölkerungswachs-
tum irgendwann auf schreckliche Weise von 
selbst begrenzen – durch Hunger, Krank-
heiten und Krieg. Die Lage ist also durchaus 
ernst. Aber anders, als die katastrophalen 
Prognosen über das Wachstum der Weltbe-
völkerung in den 1960er und 1970er Jahren 
vermuten ließen, dürfte es durchaus be-
herrschbar sein, wenn entsprechende Maß-
nahmen ergriffen werden.
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Außer in sehr armen oder von Konflikten erschütterten Ländern sind die Geburtenraten überall gesunken. 
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Es muss mehr passieren

In Subsahara-Afrika ist die Alphabetisie-
rungsrate gestiegen, und der Zugang zum 
Internet ist besser geworden. Trotzdem muss 
noch viel geschehen, damit diese Weltregion 
aufholt.

Von Alphonce Shiundu

Die UN-Organisation für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur (UNESCO) sammelt 
mit Hilfe nationaler Agenturen Daten zur 
Alphabetisierung. Die Statistiken zeigen, 
dass 2017 die Alphabetisierungsrate in Afri-
ka südlich der Sahara bei 65 Prozent lag – 
also ein Drittel der Menschen ab 15 Jahren 
nicht lesen oder schreiben konnte. 1984 wa-
ren es 49 Prozent.

Durch die Millennium Development 
Goals der UN gab es mehr Gelder für Grund-
schulen; in vielen Ländern nahm die Unter-
stützung durch Geber zu. All das hat die Al-
phabetisierung gefördert, dennoch geht es 
zu langsam voran – und in der Realität steht 
es wohl schlechter, als die offiziellen Zah-
len vermuten lassen. Einige Länder setzen 
Einschulungsraten mit Alphabetisierung 
gleich, wovon die UNESCO abrät.

In afrikanischen Gesellschaften hat 
mündliches Lernen Tradition. Entschei-
dend sind Zuhören und Sprechen, wäh-
rend Schule mit Lesen und Schreiben in 
Verbindung gebracht wird. Diese kulturelle 
Orientierung besteht nach wie vor, und die 
Menschen setzen oft Schulbesuch und Al-
phabetisierung gleich. Für die Regierungen 
ist das politisch und finanziell sinnvoll: In 
den letzten Jahren hatte die Ausweitung der 
formalen Bildung Priorität – auf Qualität 
wurde nicht sonderlich geachtet.

Aus gutem Grund mahnte daher das 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen (UNDP) in seinem Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2016, dass in 
vielen Ländern der Zugang zu Bildung bes-
ser geworden sei, die Qualität der Bildung 
sich aber nicht in gleichem Maße verbes-
sert habe. Im 21. Jahrhundert geht es nicht 
mehr nur um das Lesen und Schreiben ein-
facher Inhalte. Es ist zudem wichtig, kri-
tisch zu denken, kreativ zu sein, effektiv zu 
kommunizieren und mit anderen zu koo-

perieren. Außerdem ist digitale Kompetenz 
zentral.

Diese Tatsache hat zu Konzepten wie 
„Computerkompetenz“, „Medienkompe-
tenz“ und „Informationskompetenz“ ge-
führt. 2017 nutzten laut der International 
Telecommunication Union (ITU), einer UN-
Agentur, nur etwa 22 Prozent der Afrikaner 
das Internet. Das ändert sich schnell: 2005 
waren es lediglich 2,1 Pozent. Und dennoch 
hat die große Mehrheit der Afrikaner wei-
terhin keinen Internetzugang. Das hat auch 
mit der Infrastruktur zu tun, aber wer nicht 
lesen und schreiben kann, kann auch das 
Netz nicht sinnvoll nutzen.

Es ist daher bedenklich, dass 27 Pro-
zent der Analphabeten in Afrika südlich der 
Sahara leben, wie die UNESCO schreibt, und 
in 17 Ländern nur 50 Prozent der Menschen 
oder weniger lesen und schreiben können.

Diese Länder sind arm und oft durch 
Bürgerkriege schwer angeschlagen. Armen 
Menschen geht es ums Überleben, nicht 
um Bildung. Am schwierigsten ist es, Kin-
dern aus armen Gemeinschaften Bildung zu 
vermitteln – und in abgelegenen ländlichen 
Gebieten ist Armut am größten.

In den Ballungsgebieten Afrikas kön-
nen die meisten Erwachsenen inzwischen 
lesen und schreiben, das erfordert das 
Stadtleben auch zunehmend, und das ist ein 
Erfolg. Ermutigend ist ebenfalls, dass laut 
ITU-Statistiken junge Menschen zwischen 
15 und 24 Jahren das Internet fast doppelt so 
häufig nutzen wie die Gesamtbevölkerung. 
Allerdings sieht es in vielen ländlichen Ge-
bieten anders aus – obwohl niemand abge-
hängt werden sollte.

Insbesondere Länder in Subsahara-
Afrika verfolgen die Sustainable Develop-
ment Goals; es wäre daher gut, wenn sie ihre 
Statistiksysteme vereinheitlichten. Alle Re-
gierungen sollten das UNESCO-Handbuch 
„Grundsätze und Empfehlungen für die 
Volkszählung“ nutzen. Immer mehr Län-
der stärken ihre Datenagenturen, was den 
Regierungen hoffentlich das Messen von 
Alphabetisierung erleichtert. Aber auch die 

Bedürfnisse der digitalen Wirtschaft sind zu 
berücksichtigen – erfolgreiche Entwicklung 
hängt langfristig davon ab, ob diese erfüllt 
werden.
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Echte Wahlen

Was Demokratie angeht, ist Senegal ein afri-
kanischer Vorreiter. Perfekt ist die Demokra-
tie allerdings nicht.

Von Assane Diagne

Nach dem Kollaps des Ostblocks gab es in 
den meisten frankophonen Ländern Afri-
kas nationale Konferenzen, die Pluralismus 
und Demokratie einführten. 1990 hielt zu-
dem der damalige französische Präsident 
François Mitterrand seine berühmte „La-
Baule-Rede“, in der er Entwicklungshilfe 
(official development assistance – ODA) an 
demokratische Regierungsführung knüpfte. 
Mehrparteiensysteme und echter Wettbe-
werb bei Wahlen wurden in ehemaligen 
französischen Kolonien zur Norm.

Senegal war ein Vorreiter. Demokratie 
und Pluralismus wurden hier früher einge-
führt. Nach der Unabhängigkeit 1960 gab 
es zunächst ein Einparteiensystem, aber 
schon 1976 traten mehrere Wettbewerber 
bei Wahlen mit echten Chancen an. Seit Mai 
1981 können Bürger ohne Einschränkungen 
Parteien gründen. Registriert sind etwa 200 
Parteien. Wahlen führten 2000 sowie 2012 
zu Regierungswechseln.

Als eines von wenigen afrikanischen 
Ländern hat Senegal keinen Militärputsch 
erlebt. Unter dem Kommando ziviler Re-
gierungen hat die Armee aber geholfen, die 
Demokratie in anderen Mitgliedsländern 
der ECOWAS (Economic Community of 
West African States – Wirtschaftsgemein-
schaft westafrikanischer Staaten) wieder 
herzustellen: in Liberia, Sierra Leone, Côte 
d’Ivoire und jüngst in Gambia (siehe auch 
Interview mit Vladimir Antwi-Danso in 
E+Z/D+C e-Paper 2018/02, S. 22).

Senegals Demokratie hat tiefe Wur-
zeln. Erste unabhängige Zeitungen entstan-
den im späten 19. Jahrhundert. 1914 war ein 
Senegalese der erste afrikanische Abgeord-
nete im französischen Parlament.

Allerdings ist die Demokratie in Sene-
gal nicht perfekt. Es reicht nicht, dass die 
Bürger ihr Staatsoberhaupt wählen. Nötig 
wäre auch Gewaltenteilung. 40 Jahre sozi-
alistischer Regierungsführung endeten, als 
Abdoulaye Wade 2000 die Präsidentschafts-

wahlen gewann. Kaum im Amt, begann er 
aber, das politische System seinen Bedürf-
nissen anzupassen. Eine seiner ersten Ent-
scheidungen war die Auflösung des Senats, 
weil er diese Parlamentskammer nicht kon-
trollieren konnte. Er richtete sie später neu 
ein, benannte jedoch selbst alle Mitglieder. 
Mehrfach gelangen ihm Verfassungsände-
rungen ohne Parlamentsbeteiligung.

2012 kandidierte er abermals für die 
Staatsspitze, obwohl die Verfassung für 
Präsidenten höchstens zwei Amtszeiten 
vorsieht. Das Oberste Gericht ließ seine Be-
werbung zu. Wade hatte alle Richter selbst 
berufen. Die erneute Kandidatur stieß aber 
auf breite gesellschaftliche Opposition, und 

in der letzten Runde verbündeten sich alle 
Gegenkandidaten. Deshalb schlug Macky 
Sall, der unter ihnen in der ersten Runde am 
besten abgeschnitten hatte, den Amtsinha-
ber.

Leider neigt auch Präsident Sall zur 
Manipulation von Institutionen. Er hat sei-
ne Macht unter anderem dadurch verfestigt, 
dass er Parteifreunde an die Spitze öffent-
lich-rechtlicher Medien berief. So wurde 
das öffentliche Fernsehen zum Propaganda-
instrument seiner Partei. Derlei geschieht 
auch in anderen Ländern, aber die Wirkung 
ist besonders verheerend, wenn Instituti-
onen vergleichsweise schwach sind.

Salls siebenjährige Amtszeit endet 
2019. Offensichtlich wird er langsam nervös. 
Das Wahlrecht wurde neulich geändert, so-
dass Kandidaten für die Zulassung nun die 
Unterstützung von 0,8 Prozent des Wahl-
volks brauchen.

Auf dem Pressefreiheitsindex von Re-
portern ohne Grenzen steht Senegal zurzeit 
auf Rang 50. Zum Vergleich: die USA sind 
auf Rang 45, Italien auf 46 und Polen auf 58. 
Am Ende von Wades Amtszeit war Senegal 
auf Rang 93 abgerutscht. Regierungskri-
tische Journalisten wurden regelmäßig in-
haftiert oder sogar angegriffen. Derzeit sitzt 
kein Journalist eine Haftstrafe ab, aber Fest-
nahmen kommen gelegentlich vor. Unter 
Sall wurde ein neues Presserecht eingeführt. 
Es wird jedoch nicht konsequent angewen-
det. Auch sind Sicherheitskräfte rabiat ge-
gen Demonstranten vorgegangen.

Angesichts dieser Tatsachen fragt man 
sich, ob sich die Demokratie im Senegal nur 

auf freie Wahlen beschränkt. Es hat derweil 
den Anschein, dass US-Präsident Donald 
Trump das Vorbild für Salls zunehmend au-
toritäres Gebaren ist. In verschiedenen Län-
dern fühlen sich derzeit Spitzenpolitiker 
dazu ermutigt, sich weniger Sorgen darüber 
zu machen, was demokratische Prinzipien 
für das Ansehen ihrer Regierung bedeuten.
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Die Not ist groß – die Wirkung 
auch

Spender wollen sehen, dass sie mit ihrem 
finanziellen Beitrag etwas bewirken und das 
Leben anderer Menschen verbessern kön-
nen. Hilfsorganisationen müssen deshalb in 
ihrer Außenkommunikation nicht nur Not 
darstellen, sondern auch Erfolge sichtbar 
machen.

Von Esther Dopheide

Abgemagerte Menschen, ausgedörrte Felder, 
verhungertes Vieh: Jeder kennt die Spen-
denaufrufe, mit denen gemeinnützige Orga-
nisationen für Unterstützung werben. Den 
Hilfsbedarf in den Armutsregionen der Welt 
sichtbar zu machen ist Bestandteil nahezu 
aller Fundraising-Bemühungen. Heißt das, 
dass der Erfolg von Spendenaufrufen allei-
ne von der Darstellung der Not lebt? Wäre 
es gar kontraproduktiv, Verbesserungen der 
Lebenssituation im globalen Süden aufzuzei-
gen, weil dann die Spendenbereitschaft sinkt?

So einfach ist es nicht. Natürlich ist 
die Darstellung des Bedarfs wichtig. Kaum 
jemand spendet für Menschen, denen es 
an nichts mangelt. Doch immer nur auf die 
Notsituation aufmerksam zu machen wird 
auch nicht funktionieren. Vor allem dauer-
hafte Unterstützer gewinnt man so kaum. 
Denn die fragen sich irgendwann, was mit 
dem bisher in das Projekt geflossenen Geld 
passiert ist und warum die Not trotz aller 
Bemühungen weiterhin so groß ist. Spen-
denorganisationen müssen also mit viel 
Fingerspitzengefühl das Darstellen der Not 
und das Sichtbarmachen von Erfolgen aus-
tarieren.

Jede seriöse Hilfsorganisation betreibt 
ein umfangreiches Projektmonitoring. 
Damit kann sie überprüfen und darstel-
len, inwieweit die gesetzten Ziele erreicht 
wurden. Diese Auswertungen bilden eine 
wichtige Basis auch für die Erfolgskommu-
nikation mit Spendern. Wenn beispielswei-
se die Christoffel-Blindenmission (CBM) 
mit den Jahresspenden in Höhe von rund  
202 000 Euro aus der Stadt Freiburg mehr als 
6 700 Operationen am Grauen Star in Afrika, 

Asien und Lateinamerika finanzieren kann, 
dann ist das für viele eine beeindruckende 
Zahl. Denn sie zeigt: Selbst mit einem ge-
ringen Beitrag lässt sich viel bewirken. Eine 
Operation kostet im Durchschnitt 30 Euro.

Nicht nur in der medizinischen Hilfe 
ist die Darstellung des Erfolges auf den er-
sten Blick einfach. Auch bei anderen Maß-
nahmen, etwa im Bereich der Existenz-

sicherung, gibt es klare und objektive 
Messgrößen: Ein Mensch ohne oder mit nur 
geringem Einkommen erhält einen Klein-
kredit, um sich ein wirtschaftliches Stand-
bein aufzubauen. Kann der Kreditnehmer 
nach einer gewissen Zeit seinen Lebensun-
terhalt decken und den Kredit zurückzah-
len, wird das Projekt als Erfolg gewertet.

Wir dürfen allerdings bei allem nach-
vollziehbaren Verlangen nach objektiver 
Messbarkeit von Erfolgen nicht vergessen, 
dass es in erster Linie darum geht, das Le-
ben von Menschen zu verbessern. Ihr per-
sönliches Schicksal darf nicht hinter den 
nackten Zahlen verschwinden. Das gilt für 
das interne Monitoring, vor allem aber auch 

für die Darstellung der eigenen Arbeit nach 
außen.

Aus diesem Grund begleitet die CBM 
regelmäßig Menschen, die an von ihr finan-
zierten Maßnahmen teilgenommen haben. 
Wie hat sich beispielsweise das Leben der 
mit 33 Jahren erblindeten Mourine Yilamo-
nyuy aus Kamerun verändert, nachdem sie 
Workshops zur Existenzgründung und Tref-
fen von Selbsthilfegruppen besucht hat? Es 
geht nicht nur darum zu zeigen, dass sie ihre 
eigene Tierzucht aufgebaut hat, mit der sie 
ihren Lebensunterhalt bestreiten kann. Ge-
rade für Menschen mit Behinderungen be-
deutet eine umfassende und dauerhafte Le-
bensverbesserung mehr als wirtschaftliche 
Eigenständigkeit – es geht auch darum, 
ihren sozialen Status zu stärken, um Akzep-

tanz und um Teilhabe an der Gesellschaft. 
Objektiv messen und mit Zahlen darstellen 
lässt sich das kaum.

Deswegen sollten Hilfsorganisationen 
in der Wirkungsmessung und der Kommu-
nikation den Faktor „Mensch“ als wertvolle 
Größe an sich nicht außer Acht lassen – 
genauso wenig wie Erfolgszahlen und die 
große Not, die trotz aller Fortschritte in wei-
ten Teilen der Welt immer noch herrscht.
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„Veränderung kann man messen, 
ihre Gründe nicht“

Imme Scholz, die stellvertretende Direktorin 
des Deutschen Instituts für Entwicklungspo-
litik (DIE), war als Expertin an der 
Delphi-Studie des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) beteiligt (s. Kasten Seite 38). 
Darin werden globale Trends identifiziert, die 
für Entwicklungspolitik bis 2032 wichtig sind. 
Im Interview spricht Scholz über den Zusam-
menhang von Entwicklungserfolgen und Ent-
wicklungshilfe und die Darstellung von bei-
den in Öffentlichkeit und Politik.

Imme Scholz im Interview mit Katja 
Dombrowski

Medien berichten häufig über das Elend 
der Welt wie Hungersnöte und Katastro-
phen – von Entwicklungserfolgen hingegen 
hört man eher selten. Was denken Sie: Ist 
die Welt seit der Jahrtausendwende besser 
oder schlechter geworden?
Das hängt vom Standpunkt des Betrachters 
ab. Sicher hat sich der Trend, dass Entwick-
lungsländer mehr Handlungsspielraum 
haben, verstärkt. Das kann aber aus Sicht 
der Industrieländer als Verschlechterung 
wahrgenommen werden. Denn es stellt eine 
Machtverschiebung dar. Verschärft wird das 
noch durch die Zerbröckelung des Westens, 
die wir aktuell erleben. Der Konsens mit 
den USA besteht nicht mehr, und er wackelt 
auch innerhalb der Europäischen Union. 
Schaut man sich die Daten zu einzelnen 
Faktoren an, die zum Beispiel die Weltbank 
erhebt, sieht man auf jeden Fall Erfolge. Die 
extreme Armut hat abgenommen. Das heißt 
allerdings nicht, dass das Problem gelöst 
wäre: Viele Menschen leben noch mit sehr 
wenig Einkommen. Mein Eindruck ist, dass 
in vielen Entwicklungsländern Optimismus 
vorherrscht: dass sie neue Chancen für sich 
sehen. Die Sichtweise von vielen im We-
sten, dass die Lage in zahlreichen Bereichen 
schlechter wird, teilt die Mehrheit eher 
nicht. Wobei man beachten muss, dass der 
„globale Süden“ eine sehr heterogene Grup-
pe ist. In manchen Ländern gab es Verbes-

serungen, in anderen verschlechtert sich die 
Lage. Ein Beispiel ist Brasilien: Dort haben 
die Armut und die extreme Ungleichheit der 
Einkommen zu Beginn des Jahrtausends 
abgenommen, jetzt ist der Trend wieder ge-
genläufig. Und überall, wo Krieg herrscht, 
geht es bergab statt bergauf. Subsahara-Afri-
ka steht ein großes Bevölkerungswachstum 
bevor, was enorme Herausforderungen mit 
sich bringt. Dort probieren jetzt Länder wie 
China und Indien ihre Formen der Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ) aus. Die Karten 
werden neu gemischt.

Was sind denn die wichtigsten Entwick-
lungserfolge der vergangenen Jahre?
Als Erstes ist sicher die Verringerung der 
extremen Armut zu nennen. Man muss sie 
allerdings im Zusammenhang mit der sozi-
alen Ungleichheit sehen. In manchen Län-
dern ist es gelungen, beides zu verringern, 
zum Beispiel in Brasilien, Kambodscha, 
Mali, Peru und Tansania. In vielen Ländern 
gibt es ein gestiegenes Interesse am Aus-
bau sozialer Sicherungssysteme – was ein 
wichtiger zivilisatorischer Fortschritt ist. 
Beispiele sind Cash-Transfer-Systeme wie 
in Mexiko, Indien und Bolivien. Die Sustai-
nable Development Goals (SDGs) fordern 
nun einen breiten Zugang zu Krankenversi-
cherungen, und eine Altersversorgung wird 
auch immer wichtiger. Solche Entwick-
lungen sind auch Bezugspunkte für gesell-
schaftliche und politische Bewegungen. Ein 
weiterer wichtiger Erfolg ist, dass Entwick-
lungsländer in der Lage und bereit sind, 
mehr Verantwortung zu übernehmen – für 
Verbesserungen im eigenen Land und für 
die Lösung globaler Probleme. Dies zeigt 
sich im Pariser Klimaübereinkommen und 
in der Agenda 2030: Alle Länder verpflich-
ten sich hier zum Handeln. Entwicklungs-
länder werden jetzt als Teil der Lösung ge-
sehen und sehen sich selbst auch so. Die 
Vorstellung, dass der Norden Ziele setzt und 
dafür Entwicklungsländer unterstützt, ist 
überwunden. Das spiegelt deren gewach-
sene Stärke wider.

Welchen Anteil hatte die Entwicklungshilfe 
an diesen Erfolgen?
Also, die Verringerung der Armut hängt 
stark mit Wirtschaftswachstum zusam-
men; sie erfordert aber auch Umverteilung 
durch höhere Löhne, Steuergerechtigkeit 
und den Ausbau sozialer Sicherung. Auch 
andere Faktoren spielen eine Rolle, etwa die 
Zunahme von Beschäftigung im formellen 
Sektor. Dadurch gibt es mehr besser abge-
sicherte Arbeitsplätze. Das hat zum Beispiel 
in Brasilien zu weniger Armut geführt. Der 
Rohstoffboom hat das Wirtschaftswachs-
tum angetrieben, aber insbesondere in Afri-
ka nicht zu einer breiten Verringerung von 
Armut beigetragen. EZ an sich führt nicht 
zu Wirtschaftswachstum. Bei der sozialen 
Sicherung kann sie schon mehr bewirken. 
Viele innovative Verfahren wie die bereits 
angesprochenen Cash Transfers wurden 
durch EZ kofinanziert und begleitet. Eva-
luierungen der Geber zeigen nun Verbes-
serungsbedarf, um anhaltend positive Wir-
kungen zu erzielen. Auch für den Ausbau 
erneuerbarer Energien und andere Maßnah-
men des Klimaschutzes leistet die EZ einen 
wichtigen Beitrag. Hier brauchen die Ent-
wicklungsländer viel technische Unterstüt-
zung und Finanzierung. Das Gleiche gilt für 
den Umweltbereich. Investitionen in den 
Umweltschutz sind maßgeblich durch die 
Geber ermöglicht worden, etwa im Tropen-
waldschutz in Lateinamerika und Afrika.

Wie kann man den Erfolg von Entwicklungs-
hilfe überhaupt messen?
Messbar ist, welche Bereiche durch EZ-
Mittel gefördert werden und wie sich diese 
Finanzflüsse über die Zeit ändern. So konn-
te für die Millennium Development Goals 
(MDGs) gezeigt werden, dass sie zu einer 
Fokussierung der Finanzströme beigetra-
gen haben. Inwiefern die EZ-Gelder aber 
ursächlich zu verbesserten Indikatoren wie 
erhöhtem Schulbesuch und besserem Zu-
gang zu Trinkwasser beitragen, ist schwerer 
festzustellen. Dafür braucht es länderspezi-
fische Analysen und Evaluierungen. Insge-
samt hat die starke Abnahme der Armut vor 
allem mit Entwicklungserfolgen in China zu 
tun, die das Land eigenständig erreicht hat. 
Bei den SDGs wird es komplexer, weil sie 
sehr viele Handlungsfelder umfassen. Hier 
wäre es interessant zu vergleichen, welche 
davon in welchem Umfang durch die EZ 
unterstützt werden und ob dort, wo die EZ 
Schwerpunkte setzt, auch schneller Ver-
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besserungen erzielt werden. Veränderung 
kann man messen, aber Kausalbeziehungen 
herzustellen ist sehr schwer. Dazu ist die Da-
tenlage oft zu dünn. Hilfreich wäre es, wenn 
die Geber selbst vermehrt ihre Wirkung 
untersuchen lassen. Dazu wäre eine syste-
matische Evaluierung nötig, nicht nur auf 
Projektebene, sondern auf der systemischen 
Ebene, und zwar über längere Zeitraume.

Werden denn positive Veränderungen, die 
man durchaus messen kann, wie Sie gesagt 
haben, ausreichend kommuniziert?
Nein, ich finde nicht, dass sie gut genug kom-
muniziert werden. Das kann man aber dem 
BMZ nicht vorwerfen. Es liegt hauptsäch-
lich am fehlenden Interesse der Medien. Ich 
würde mir wünschen, dass Journalisten of-
fener in bestimmte Länder gehen, ohne vor-
gefertigte Vorstellungen, und dort schauen: 
Welche Problemlagen sind aus Perspektive 
der Länder wichtig? Gleichzeitig wünsche 

ich mir ein besseres Nachhalten internatio-
naler Prozesse auch in der Tagespresse. Und 
auch in den demokratischen politischen 
Parteien wünsche ich mir mehr Interesse an 
den Entwicklungsländern. Für informierte 
Entscheidungen können sie auch die po-
litischen Stiftungen stärker nutzen, die in 
Entwicklungsländern ja sehr präsent sind 
(siehe E+Z/D+C e-Paper 2017/12, S. 35). Von 
Stiftungsmitarbeitern habe ich öfter gehört, 
dass es ausgesprochen schwer ist, inner-
halb ihrer Parteien Interesse für Entwick-
lungspolitik zu wecken. Das gibt mir sehr 
zu denken. Es ist wichtig, dass die politische 
Basis für die Entwicklungspolitik nicht weg-
bricht. In unserer Gesellschaft hingegen ist 
das Interesse an nachhaltiger Entwicklung, 
in den Ländern des Südens wie in Deutsch-
land und Europa, sehr groß. Die Bedeutung 
der Kooperation mit Entwicklungsländern 
müsste insbesondere neuen Bundestagsab-
geordneten nahegebracht werden. Dabei 

geht es nicht nur um Entwicklungsfragen, 
sondern auch um Sicherheitspolitik, Au-
ßenpolitik, Wirtschaftspolitik und so weiter. 
Es ist wichtig, die Entwicklungsländer als 
Partner und nicht nur als Objekte der Ent-
wicklungspolitik wahrzunehmen.

Was sind die wichtigsten Faktoren, die Ent-
wicklungserfolge in der nahen Zukunft be-
stimmen werden?
Die Delphi-Studie bildet das ganz gut ab. 
Ich finde alle dort identifizierten Trends 
wichtig. Bevölkerungswachstum zum 
Beispiel ist vor allem in Afrika ein Thema 
– in Asien gibt es ja teilweise schon stark 
alternde Gesellschaften. Digitalisierung 
ist ein wichtiger Trend, der enorme Aus-
wirkungen auf die komparativen Vorteile 
von Entwicklungsländern haben wird. So 
wird die Automatisierung der Produktion 
den Vorteil niedriger Lohnkosten zunich-
temachen und die Integration in die Welt-

Viele Brasilianer sind in den vergangenen Jahren zurück in die Armut gefallen: Slumbewohner in Rio de Janeiro. 
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märkte erschweren. Dies wiederum könnte 
einheimischen Unternehmen mehr Chan-
cen auf lokalen und regionalen Märkten 
eröffnen. Auch der Klimawandel ist von 
großer Bedeutung, das sieht man ja bereits. 
In Entwicklungsländern werden viele Ver-
änderungen anders spürbar werden als bei 
uns, weil sie weniger finanzielle und Wis-
sensressourcen haben, um sich darauf ein-
zustellen. Je weniger die Industrieländer 
dazu bereit sind, vorsorgend zu handeln, 
desto größer werden die Belastungen für 
Entwicklungsländer, vor allem in Afrika 
und den kleinen Inselstaaten. Interessant 
an den Trends der Delphi-Studie finde ich, 
dass sie für Deutschland genauso relevant 
sind wie für Entwicklungsländer. Die Reak-
tions- und Vorsorgemöglichkeiten sind ver-

schieden – aber kein Land bleibt verschont. 
Darin liegt auch eine Chance für Koopera-
tion.

Wie kann eine solche Studie zur Wirksam-
keit entwicklungspolitischer Maßnahmen 
beitragen?
Für die Studie wurden Experten gefragt, ob 
sie den dargestellten Trends zustimmen und 
ob Entwicklungspolitik diese Trends positiv 
beeinflussen kann. Die Zustimmung der 
Experten zur Relevanz der identifizierten 
Trends war sehr hoch, aber zur Frage, wie 
relevant Entwicklungshilfe für die einzel-
nen Bereiche ist, teilweise sehr unterschied-
lich. Darauf kann die Entwicklungspolitik 
nun reagieren. Sie muss entscheiden, ob sie 
etwa dort agieren will, wo die Trends sich 

am stärksten auswirken oder wo der Hilfe-
bedarf am größten ist und ob sie in neuen 
Feldern mit innovativen Ansätzen experi-
mentieren will – und diese Experimente 
dann auch gleichzeitig erforschen und eva-
luieren lässt. Zu so einer strategischen De-
batte kann die Delphi-Studie einen Beitrag 
leisten, wenn sie im BMZ entsprechend auf-
bereitet wird. Klar ist, dass das nur der An-
fang einer Diskussion ist. Konkrete Hand-
lungsempfehlungen gibt das Papier nicht.

Imme Scholz 

ist stellvertretende Direktorin 

des Deutschen Instituts für 

Entwicklungspolitik (DIE). 

imme.scholz@die-gdi.de

Die Zukunft von Entwicklung und 
Entwicklungspolitik

Wie sieht globale Entwicklung 
im Jahr 2032 und darüber hi-
naus aus, und was sind die 
wichtigsten Antriebskräfte für 
Veränderung? Dieser Frage ist 
das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) in 
seinem zweiten Delphi-Prozess 
nachgegangen. Die Delphi-
Methode beinhaltet ein Be-
fragungsverfahren und dient 
unter anderem dazu, zukünf-
tige Trends einzuschätzen. Für 
den aktuellen Prozess wurden  
31 Experten befragt, darun-
ter unsere Interviewpartnerin 
Imme Scholz vom Deutschen 
Institut für Entwicklungspoli-
tik (siehe Haupttext).

Unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der ersten 
Delphi-Studie von 2016 und  
des aktuellen Forschungs-
stands hat das BMZ 30 Trends 
formuliert, aufgeteilt auf sechs 
Themenbereiche. Die Exper-
ten, die von Thinktanks, bi- 
und multilateralen Organisa-

tionen sowie dem Privatsektor 
im globalen Norden und Süden 
kamen, sollten angeben, ob sie 
diesen Trends zustimmen und 
ob sie der Meinung sind, dass 
Entwicklungspolitik einen po-
sitiven Einfluss auf die Trends 
haben kann.

Ergebnisse der 2016er 
Erhebung wurden bestätigt, 
etwa dass neue Technolo-
gien große Veränderungen 
bringen werden und dass die 
Verschlechterung der Um-
weltbedingungen und nicht-
nachhaltige Lebensstile sich 
negativ auswirken werden. Die 
Teilnehmer betonten zudem, 
dass zunehmende Fragilität 
und Ungleichheit auch 2032 
große Herausforderungen dar-
stellen werden, dass aber ande-
re Trends, wie die wachsende 
Urbanisierung, auch Chancen 
für positive Entwicklung bie-
ten könnten. Zu den neu iden-
tifizierten Faktoren gehören 
unter anderem die Zunahme 
nationalistischer Tendenzen, 

die wachsende Rolle Chinas 
und die immer mehr um sich 
greifende Digitalisierung und 
Automatisierung.

Insgesamt war die Zu-
stimmung der Experten zu den 
vom BMZ dargestellten Trends 
hoch. Die meiste Zustimmung 
erhielt der Trend, dass fragile 
und von Konflikten betroffene 
Staaten große Hindernisse für 
nachhaltige Entwicklung dar-
stellen werden. Auf Platz zwei 
liegt die Einschätzung, dass die 
durch Automatisierung hervor-
gerufenen Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt neue Fähig-
keiten und darauf ausgerichte-
te Bildungssysteme erfordern. 
Fast ebenso viele Experten 
stimmten darin überein, dass 
Klimawandel und Umweltzer-
störung die Lebensqualität der 
Menschen zunehmend ver-
schlechtern werden.

Welche entwicklungspo-
litischen Konsequenzen aus 
den Trends gezogen werden 
sollten, ist hingegen weniger 
eindeutig. Während die Ex-
perten zum Beispiel in Bezug 
auf medizinischen Fortschritt, 
Klimawandel und Armut 
große Einflussmöglichkeiten 
sehen, ist die Skepsis in an-

deren Bereichen groß. Rund 
ein Drittel der Befragten sieht 
keine entwicklungspolitische 
Handhabe gegen den zuneh-
menden Einfluss Chinas, ein 
weiteres Drittel nur teilweise. 
Ähnlich sieht es in Bezug auf 
die globale Energiewende und 
die Automatisierung von Ar-
beit aus.

Das BMZ sieht als Lehre 
aus dem Delphi-Prozess Hand-
lungsbedarf auf vier Ebenen:

1.	 Paradigmenwechsel 
vornehmen,

2.	 Analyse und For-
schung ausbauen,

3.	 Entwicklungsmaß-
nahmen anpassen und

4.	 neue Partnerschaften 
und Kooperationen aufbauen.

Wie die konkrete Umset-
zung aussehen wird, bleibt ab-
zuwarten.

� Katja Dombrowski

Link

Delphi-Studie des BMZ, 2018: 

Development policy in 2032. 

Global trends and hypotheses on 

future development cooperation.

https://www.bmz.de/en/

publications/type_of_

publication/strategies/

Strategiepapier445_02_2018.pdf
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Mehrheit mit mittleren 
Einkommen

Der prominente schwedische Arzt und 
Statistiker Hans Rosling hat seine letzten 
Lebensjahre der Aufgabe gewidmet, ver-
zerrte öffentliche Wahrnehmungen zu korri-
gieren. Das Ausmaß der extremen Armut 
wird generell überschätzt, während globale 
Erfolge hinsichtlich Bildung und Gesundheit 
meist unterschätzt werden.

Von Hans Dembowski

Rosling hat seine Sicht der Dinge in dem 
Buch „Factfulness“ dargestellt. Es erschien 
kurz nachdem er Anfang dieses Jahres an 
Krebs gestorben war. Rosling wollte die Öf-
fentlichkeit auf wichtige, aber oft überse-
hene Trends aufmerksam machen. In Eu
ropa und Nordamerika denken die meisten 
Menschen beispielsweise, dass es eine ge-
waltige Kluft zwischen einer kleinen Gruppe 
hochentwickelter Länder und einer großen 
Gruppe von Entwicklungsländern gibt. Tat-
sächlich leben aber die meisten Menschen 
in Ländern mit mittleren Einkommen.

Das spiegelt sich auch in anderen 
Trends wieder. Die durchschnittliche Lebens-
erwartung weltweit beträgt heute 70 Jahre, 
und 80 Prozent aller einjährigen Kinder sind 
geimpft. Männer, die heute 30 Jahre alt sind, 
sind im Schnitt zehn Jahre lang zur Schule 
gegangen. Der Vergleichswert für Frauen im 
selben Alter ist neun Jahre. Die Differenz ist 
viel kleiner, als die meisten Menschen anneh-
men. Die Weltbevölkerung wächst noch, aber 
und nur, weil die Menschen länger leben als 
früher. Die Zahl der Kinder nimmt nämlich 
nicht mehr zu. Nur ein Fünftel der Mensch-
heit hat heute gar keinen Zugang zu Strom.

Rosling lehnte es ab, von entwickelten 
Ländern und Entwicklungsländern zu re-
den. Aus seiner Sicht kommt es auf das 
Einkommensniveau der Menschen an. Sein 
Buch arbeitet mit vier Kategorien. Menschen 
auf Ebene 1 haben eine Kaufkraft von bis zu 
zwei Dollar am Tag. Menschen auf Ebene 2 
haben bis zu acht Dollar und solche auf Ebe-
ne 3 bis zu 32 Dollar. Wem noch mehr Geld 
zur Verfügung steht, der gehört zu Ebene 4.

Von rund 7 Milliarden Erdenbürgern, 
so steht es in Factfulness, leben jeweils rund 
eine Milliarde auf Ebene 1 und auf Ebene 4. 
Derweil leben 3 Milliarden auf Ebene 2 und 
2 Milliarden auf Ebene 3. Laut Rosling ver-
deckt die rhetorische Dichotomie von ent-
wickelten Ländern und Entwicklungslän-
dern die Tatsache, dass die überwältigende 
Mehrheit der Menschheit von mittleren Ein-
kommen lebt.

Derweil ist die Spanne der Einkom-
men auch innerhalb einzelner Länder be-

achtlich. Am Durchschnittseinkommen 
gemessen, gehört zum Beispiel Indien zur 
Ebene 2, wie im Buch erläutert wird. Aller-
dings gehört eine beachtliche Anzahl rei-
cher Inder zu Ebene 4, während Massen ar-
mer Inder auf Ebene 1 ihr Dasein fristen. In 
der hochentwickelten Europäischen Union 
dagegen gibt es Menschen, deren Kaufkraft 
von weniger als 16 Dollar pro Tag der Ebene 
2 entspricht.

Rosling arbeitete eng mit seinem Sohn 
Ola Rosling und seiner Schwiegertochter 
Anna Rosling Rönnlund zusammen. Sie 

sind die Co-Autoren des Buchs. Die Argu-
mente entsprechen in vieler Hinsicht dem, 
was Steven Pinker von der Harvard Uni-
versität ausführt (siehe E+Z/D+C e-Paper 
2018/07, S. 16). Das Buch der Roslings ist 
aber leichter zu lesen und unterhaltsamer. 
Wo Pinker ausführlich und akademisch 
korrekt Literatur diskutiert, berichtet Hans 
Rosling oft ebenso anschaulich witzig von 
seinen persönlichen Erfahrungen als Ent-
wicklungshelfer.

Die Roslings führen aus, dass viele 
Dinge besser sind als gemeinhin angenom-
men, aber sie fordern weiterhin zu Engage-
ment auf. So müsse die Menschheit etwa auf 
den Klimawandel angemessen reagieren, 
wobei Handeln von soliden Daten geleitet 
sein müsse.

Die Autoren verwenden weitgehend 
selbsterklärende Begriffe wie den „Negativi-
tätsinstinkt“, den „Angstinstinkt“ oder den 

„Grade-Linien-Instinkt“, um zu erläutern, 
weshalb Wahrnehmungen oft verzerrt sind. 
Sie fordern ihr Publikum dazu auf, sich auf 
Basis zuverlässiger Fakten zu informieren. 
Die größte Stärke des Buches ist, dass es die-
ser Aufgabe auf ausgesprochen unterhalt-
same Weise dient.

Literatur
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Hans Rosling bei einem witzigen TED-Vortrag über Religionen und Babys.
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